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Liebe Leserin, lieber Leser, 

 

nachfolgend stellen wir Ihnen mit unserem Sozialbericht die Geschäftstätigkeit der Kreissozialverwaltung im 

Jahr 2018 vor. Seit dem letzten Sozialbericht aus dem Jahr 2015 haben sich einige organisatorische und 

inhaltliche Änderungen ergeben. So wurde ein Migrations- und Integrationsamt gebildet und mit Wirkung 

zum 15.10.2015 dem Geschäftsbereich der Ersten Landesbeamtin zugeordnet.  

 

Des Weiteren wurden die Ämter Kreissozialamt sowie das Eingliederungs- und Versorgungsamt zum 

01.03.нлмс Ȋǳ ŜƛƴŜƳ α{ƻȊƛŀƭ- ǳƴŘ LƴƪƭǳǎƛƻƴǎŀƳǘά ȊǳǎŀƳƳŜƴƎŜƭŜƎǘΦ {ŎƘƭƛŜǖƭƛŎƘ ǿǳǊŘŜ ƛƳ aŀƛ нлму Řŀǎ  

Co-Dezernat 3a gebildet. 

 

Inhaltlich wurden in den Jahren 2016 bis 2018 wieder zentrale Planungen auf den Weg gebracht, die 

erhebliche Auswirkungen auf die positive Entwicklung unserer sozialen Infrastruktur haben. So wurde ein 

Zukunftsplan Jugend-(arbeit) verabschiedet. Hieraus resultieren Jugendkonferenzen zur Verbesserung der 

Jugendbeteiligung sowie finanzielle und personelle Anhebungen beim Kreisjugendring und Jugendamt. 

 

Im Bereich des Jugendamtes ist auch die Anpassung der laufenden Geldleistungen in der Kindertagespflege 

Ǿƻƴ рΣрл ϵ ŀǳŦ сΣрл ϵ ǇǊƻ Stunde erfolgt. Dies geht über die Empfehlungen des Landes zur 

Weiterentwicklung der Kindertagespflege hinaus und ist für die Familienfreundlichkeit im Landkreis 

Ravensburg zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie ein wichtiges Signal. 

 

Des Weiteren wurde ein Seniorenpolitisches Konzept für den Landkreis Ravensburg verabschiedet. In 

Fortschreibung des Kreispflegeplans aus dem Jahr 2002 bietet dieses Konzept der Politik über vierzig 

Handlungsempfehlungen zur Diskussion. Wesentliche künftige Aufgaben sind die Verbesserung der 

Kurzzeitpflege und der Mobilität, die Förderung der Solidarität unter den Generationen und 

Nachbarschaften und ein stärkerer Fokus auf Qualitätsmanagement. 

 

Eine besondere Herausforderung stellt die Umsetzung des in Stufen in Kraft tretenden 

Bundesteilhabegesetzes (BTHG) dar. Menschen, die aufgrund einer wesentlichen Behinderung nur 

eingeschränkte Möglichkeiten der Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft haben, werden aus dem 

ōƛǎƘŜǊƛƎŜƴ αCǸǊǎƻǊƎŜǎȅǎǘŜƳά ƘŜǊŀǳǎƎŜŦǸƘǊǘ ǳƴŘ ŘƛŜ 9ƛƴƎƭƛŜŘŜǊǳƴƎǎƘƛƭŦŜ ǿƛǊŘ Ȋǳ ŜƛƴŜƳ modernen 

Teilhaberecht weiterentwickelt. Die Leistungen orientieren sich künftig am persönlichen Bedarf. Damit wird 

das Wunsch- und Wahlrecht von Menschen mit Behinderung im Sinne der UN-

Behindertenrechtskonvention gestärkt. 

Ergänzend dazu wurde im Bereich ŘŜǊ {ƻȊƛŀƭǇƭŀƴǳƴƎ Řŀǎ aƻŘŜƭƭǇǊƻƧŜƪǘ αLƴƪƭǳǎƛƻƴǎƪƻƴŦŜǊŜƴȊά 

durchgeführt. 

 

  

Vorwort  
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Schließlich ist die Integration geflüchteter Menschen in den Arbeitsmarkt und in die Gesellschaft zu 

nennen. Um den vielfältigen Problemlagen dieser Zielgruppe Rechnung zu tragen, wurde im Mai 2016 das 

{ŀŎƘƎŜōƛŜǘ α{ŜǊǾƛŎŜǎǘŜƭƭŜ ŦǸǊ !ǊōŜƛǘǎƳŀǊƪǘƛƴǘŜƎǊŀǘƛƻƴ Ǿƻƴ aƛƎǊŀƴǘŜƴά ƛƳ WƻōŎŜƴǘŜǊ [ŀƴŘƪǊŜƛǎ wŀǾŜƴǎōǳǊƎ 

gebildet und in der Schützenstraße 69 in Ravensburg, im Gebäude der Agentur für Arbeit Konstanz-

Ravensburg, untergebracht.  

Dieser Standort wurde gewählt, um den geflüchteten Personen die Möglichkeit zu geben, αǳƴǘŜǊ ŜƛƴŜƳ 

5ŀŎƘά alle wichtigen Behördengänge zu erledigen. Ein weiterer Standort der Servicestelle wurde im Herbst 

2017 in Leutkirch eingerichtet. Auch an diesem Standort sind die anderen Fachämter der 

Landkreisverwaltung zur Betreuung von geflüchteten Menschen in unmittelbarer Nähe zum Jobcenter 

untergebracht. 

 

Sämtliche umfassenden Aktivitäten der einzelnen Geschäftsbereiche entnehmen Sie bitte den 

nachfolgenden Kapiteln und Ausführungen.  

 

Wir wünschen Ihnen eine interessante Lektüre dieser faszinierenden und vielfältigen, unseren Landkreis 

prägenden Themenfelder. 

 

Allen Haupt- und Ehrenamtlichen, die uns hierbei unterstützt haben sowie auch den Mitgliedern unserer 

Kreisgremien, vor allem des Sozial- und Jugendhilfeausschusses, danken wir für ihre Unterstützung und 

Mitwirkung. 

 

 

 

Ravensburg, 30.09.2019 

 

 

 

 

 

Diana E. Raedler     Jörg Urbaniak 

Dezernentin Arbeit und Jugend    Co-Dezernent Soziales und  

Leiter des Sozial- und Inklusionsamtes  
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ü Dezernat für Arbeit und Jugend (Dezernat 3) 

 

 

 

Leitung 

Diana E. Raedler 

Tel.: 0751/85-3000; Fax: 0751/85-773000 

E-Mail: d.raedler@rv.de 

 

 

 

ü Co-Dezernat für Soziales (Co-Dezernat 3a)  

 

 

 

Leitung  

Jörg Urbaniak 

Tel.: 0751/85-3100; Fax: 0751/85-773100 

E-Mail: j.urbaniak@rv.de 

 

 

 

Das neu gebildete Co-Dezernat nimmt die Aufgaben des Sozial- und Inklusionsamtes war und unterstützt die 

Dezernentin bei Fragen rund um soziale Themen.  

Im Laufe des Jahres 2018 wurden im Dezernat 3 / 3a ς Arbeit, Jugend und Soziales folgende personelle Veränderungen 

vollzogen: 

¶ Wechsel von Herrn Urbaniak als bisheriger Leiter des Jobcenters zum neu gebildeten Sozial- und Inklusionsamt als 

Amtsleiter 

¶ Dorothea Court als neue Amtsleiterin des Jobcenters. 

 

Das Dezernat 3 / 3a besteht somit künftig aus dem Sozial- und Inklusionsamt (SI), dem Jugendamt (JU) und dem 

Jobcenter (JO) sowie der Stabsstelle Sozialplanung.  

Die kreiseigene Beschäftigungsgesellschaft DiPers GmbH arbeitet mit diesen Fachämtern, insbesondere mit dem 

Jobcenter, eng zusammen. 

 

  

Überblick  

Über uns  

 

Diana E. Raedler 

 

Jörg Urbaniak 

 

https://www.rv.de/site/LRA-RV/get/params_E1917245944/15344134/Urbaniak, J%C3%B6rg.jpg
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Die amts- oder funktionsleitenden Personen im Jahr 2018 entnehmen Sie der nachstehenden Tabelle:  

 

Name Funktion/Aufgabe Durchwahl 

Jörg Urbaniak  Amtsleitung Sozial- und Inklusionsamt 3100 

Konrad Gutemann Amtsleitung Jugendamt 3200 

Dorothea Court Amtsleitung Jobcenter 8100 

N.N.  Leitung Stabsstelle Sozialplanung  3117 

Silke Schefold 
Geschäftsstelle Inklusionskonferenz 

(Projekt endete im Februar 2019) 
-- 

 

Peter Kneisel Geschäftsleitung DiPers GmbH 0751/ 35450-10 

 

 

Weitere Ansprechpersonen aus den jeweiligen Ämtern und Bereichen und ihre aktuelle Erreichbarkeit sind 

zu Beginn der jeweiligen Berichtskapitel aufgelistet. 
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ü Soziostrukturelle Daten des Landkreises Ravensburg 

 2005
(1)

 2010 2015 2017 2018 

Einwohnerzahl 275.677  276.965  278.203  283.264  284.745 
(2)

  

Anzahl der Personen  

unter 18 Jahren  
57.486 

 
52.332 

 
50.143 

 
50.181 

 
49.997 

(2)
 

 

Anzahl der 65 jährigen 

Personen und ältere 
47.360 

 
51.279 

 
53.535 

 
55.313 

 
56.253

 (2)
 

 

Anzahl der 

ausländischen Personen 
22.698 

 
22.914 

 
26.651 

 
30.397 

 
(3) 

 

Anteil der ausländischen 

Personen (%) 
8,2 

 
8,3 

 
9,5 

 
10,7 

 
(3) 

 

Anzahl der Menschen mit 

Behinderung 
k. A. 

 
35.430 

 
34.332 

 
31.943 

 
31.904 

 

Anzahl der Menschen mit 

mindestens 50% 

Behinderung 

k. A. 

 

22.012 

 

20.883 

 

20.324 

 
19.728 

 

Geburten gesamt 2.473  2.374  (3)  2.788  2.853  

Geburten  

nichtehelicher Kinder 
514 

 
518 

 
(3) 

 
771 

 
764 

 

Eheschließungen 1.383  1.405  (3)  1.600  1.573  

Scheidungen 555  481  k. A.  481  k. A.  

Scheidungskinder  532  434  k. A.  406  k. A.  

Fälle mit 

Kindeswohlgefährdung 
k. A. 

 
41 

 
40 

 
42 

 
k. A. 

 

Betreuungsplätze für 

Kinder unter 3 Jahren 
331 

 
1.405 

 
2.149 

 
2.538 

 
2.738 

 

Arbeitslose insgesamt k. A.  4.619  4.214  4.464  4.025  

Arbeitslosenquote (%) k. A.  3,2  2,7  2,8  2,5  

Bestand an  

Arbeitslosen (SGB II) 
k. A. 

 
2.347 

 
2.151 

 
2.540 

 
2.120 

 

ALG II-Empfänger 

(Bedarfs-gemeinschaften) 
k. A. 

 
4.638 

 
4.448 

 
4.966 

 
4.508 

 

Eingliederungshilfe-

empfänger  
2.313 

 
2.706 

 
2.978 

 
3.089 

 
3.097 

 

Grundsicherungs-

empfänger 
k. A. 

 
2.390 

 
2.672 

 
2.473 

 
2.506 

 

 
(1) Für das Jahr 2005 waren aufgrund von rechtlichen Veränderungen nicht alle Daten zu ermitteln. 
(2) Vorausberechnungen des Statistischen Landesamtes Baden-Württemberg  
(3)

 Das Statistische
 
Landesamt hat hier (noch) keine Zahlen oder Vorausberechnungen veröffentlicht. 

(4) Außerhalb von Unterkünften waren zum Stichtag 31. Dezember 2015 (2014) weitere 1.285 (582)  Flüchtlinge untergebracht. Insgesamt lebten damit 3.987 (1.429) 

ausländische Flüchtlinge im Landkreis Ravensburg in Unterkünften oder in einer Anschlussunterbringung. 

 
 

Soziostrukturelle Daten  
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ü Gesamtausgaben des Sozialhaushalts 2010 ς нлму ƛƳ «ōŜǊōƭƛŎƪ όƛƴ aƛƻΦ ϵύ 
      

    .  

 

 
 

LƳ WŀƘǊ нлму ōŜƭƛŜŦŜƴ ǎƛŎƘ ŘƛŜ DŜǎŀƳǘŀǳǎƎŀōŜƴ ŘŜǊ {ƻȊƛŀƭǾŜǊǿŀƭǘǳƴƎ ŀǳŦ ммлΣс aƛƻΦ ϵΦ 

5ƛŜǎ ŜƴǘǎǇǊƛŎƘǘ ŜƛƴŜǊ {ǘŜƛƎŜǊǳƴƎ ǳƳ оΣт aƛƻΦ ϵ ōȊǿΦ оΣпс ҈ ƛƳ ±ŜǊƎƭŜƛŎƘ ȊǳƳ ±ƻǊƧŀƘǊΦ 

 

Höhere Aufwendungen sind in folgenden Bereichen entstanden: 

¶ ¦ƴǘŜǊƘŀƭǘǎǾƻǊǎŎƘǳǎǎ όҌ лΣф aƛƻΦ ϵύ ŀǳŦƎǊǳƴŘ ŜƛƴŜǊ DŜǎŜǘȊŅƴŘŜǊǳƴƎ ȊǳƳ лмΦлтΦнлмт 

¶ {ƻȊƛŀƭƘƛƭŦŜ όҌ рΣр aƛƻΦ ϵύΤ ƛƴǎōŜǎƻƴŘŜǊŜ ƛƴ ŘŜǊ 9ƛƴƎƭƛŜŘŜǊǳƴƎǎƘƛƭŦŜ ŀǳŦƎǊǳƴŘ ŘŜǊ ±ŜǊƎǸǘǳƴƎǎǎǘŜƛƎŜǊǳƴƎŜƴΦ 

 

Geringere Aufwendungen waren in folgenden Bereichen zu verzeichnen: 

¶ Hilfen für Flüchtlinge (-мΣл aƛƻΦ ϵύ ǿŜƎŜƴ ŜƛƴŜǎ ŘŜǳǘƭƛŎƘŜƴ wǸŎƪƎŀƴƎǎ ŘŜǊ !ƴȊŀƘƭ ŘŜǊ tŜǊǎƻƴŜƴΣ ŘƛŜ [ŜƛǎǘǳƴƎŜƴ 

nach dem AsylbLG erhalten 

¶ Grundsicherung für Arbeitsuchende (-мΣт aƛƻΦ ϵύ ŀǳŦƎǊǳƴŘ ŜƛƴŜǎ wǸŎƪƎŀƴƎǎ ŘŜǊ !ƴȊŀƘƭ ŘŜǊ 

Bedarfsgemeinschaften. 

 
  

2
0

1
0

2
0

1
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2
0

1
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2
0

1
7

2
0

1
8

10,4 10,3 10,1 9,6 9,6 

0,4 0,2 0,3 0,2 1,1 

1,6 1,7 1,6 1,7 1,7 

66,4 68,5 
76,1 79,7 

85,2 

1,0 
2,6 

3,3 
3,9 

2,9 

12,0 
10,4 

10,6 
10,5 

8,8 

0,9 
1,2 

1,2 
1,3 

1,3 92,7 

Mio. 

94,9 

Mio. 

103,2 

Mio. 

106,9 

Mio. 

110,6 

Mio. 

Umlage KVJS 

SGB II 

AsylbLG 

Sozialhilfe 

Sonstiges 

Unterhaltsvorschuss 

Jugendhilfe 
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ü Sonstige Förderungen 2010 - 2018 im Sozial- ǳƴŘ LƴƪƭǳǎƛƻƴǎŀƳǘ όƛƴ aƛƻΦ ϵύ 

 

 

 
 

 

ü Sonstige Förderungen 2010 - нлму ƛƳ YǊŜƛǎƧǳƎŜƴŘŀƳǘ όƛƴ ϵύ 
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1
8

1 1,1 1,1 1,2 1,2 

0,3 0,15 
0,2 

0,2 
0,25 0,2 

2010 2015 2018

 1.006.638 ϵ   1.107.048 ϵ   1.223.016 ϵ  

 25.000 ϵ  
 25.000 ϵ   25.000 ϵ  

 824.724 ϵ   1.065.668 ϵ   1.109.808 ϵ  

Delegierte Aufgaben Förderung freier Träger Förderprojekte

 

0,25 0,25 0,25 0,25 0,25 

Bildung und Teilhabe 

Wohlfahrtspflege 

Investitionszuschüsse 

 

Kriegsopferfürsorge 

 

1,55 

Mio. 

1,55 

Mio. 

1,7 

Mio. 
1,65 

Mio. 

1,7 

Mio. 
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ü Umlage 2010 ς 2018 an den Kommunalverband Jugend und Soziales Baden-Württemberg (KVJS) 

!ƴ ŘŜƴ Y±W{ ǿǳǊŘŜ ƛƳ WŀƘǊ нлму ŜƛƴŜ ¦ƳƭŀƎŜ ƛƴ IǀƘŜ Ǿƻƴ мΦомуΦнфо ϵ ōŜȊŀƘƭǘΦ 

 

 2010 2015 2016 2017 2018 

Gesamtausgaben  

όϵύ 
907.345 

 
1.218.081 

 
1.219.471 

 
1.282.889 

 
1.318.293 

 

Veränderung zum 

±ƻǊƧŀƘǊ όϵύ 
k. A. 

 
126.404 

 
1.390 

 
63.418 

 
35.404 

 

Prozentuale 

Veränderung (%) 
k. A. 

 
+ 11,6  

 
+ 0,1  

 
+ 5,2  

 
+ 2,8  

 

 

 

ü Kreisumlage und Gesamtausgaben 2010 ς 2018  

Der Nettoressourcenbedarf der Sozial- und Jugendhilfe pro Einwohner ist in 2018 gegenüber dem Vorjahr um 

3,4҈ ŀǳŦ прп ϵ ƎŜǎǘƛŜƎŜƴΦ 5ŜǊ CƛƴŀƴȊƛŜǊǳƴƎǎŀƴǘŜƛƭ ŘŜǊ YǊŜƛǎǳƳƭŀƎŜ ŀƳ bŜǘǘƻǊŜǎǎƻǳǊŎŜƴōŜdarf in 2018 betrug 

damit 89,9% (Vorjahr 90,2҈ύΣ ŘΦ ƘΦ Ǿƻƴ млл ϵ ŘŜǊ ƎŜǎŀƳǘŜƴ {ƻȊƛŀƭ- und Jugendhilfeaufwendungen einschließlich 

Umlagen und Personalkosten wurden 89,9 ϵ ǸōŜǊ ŘƛŜ YǊŜƛǎǳƳƭŀƎŜ ŦƛƴŀƴȊƛŜǊǘΦ 

 

 2010 2015 2016 2017 2018 

Kreisumlage pro 

Einwohner (ú) 
305  375  393  396  408  

Nettoressourcenbedarf 

der Sozial- und 

Jugendhilfe pro 

Einwohner (ú) 

379 

 

400 

 

429 

 

439 

 

454 

 

Finanzierungsanteil der 
Kreisumlage am Netto-
ressourcen Bedarf der 
Sozial- und  
Jugendhilfe (%) 

80,5 

 

93,8  

 

91,6  

 

90,2  

 

89,9  

 

 

ü Soziallastenausgleich (§ 21 FAG) 

Nach § 21 Finanzausgleichgesetz (FAG) erhalten Landkreise, deren Sozialhilfenettoausgaben je Einwohner den 

Landesdurchschnitt übersteigen, jährlich Zuweisungen in Höhe von 40% des übersteigenden Betrags. Die 

Zuweisungen nach § 21 und § 21a FAG wurden seit dem Jahr 2012 zusammengefasst.  

5ŜǊ [ŀƴŘƪǊŜƛǎ Ƙŀǘ ƛƳ WŀƘǊ нлму ƛƳ wŀƘƳŜƴ ŘŜǎ {ƻȊƛŀƭƭŀǎǘŜƴŀǳǎƎƭŜƛŎƘǎ ½ǳǿŜƛǎǳƴƎŜƴ ƛƴ IǀƘŜ Ǿƻƴ рΦунпΦурм ϵ 

erhalten. 

 

ü Ausgleich für die Übernahme von Aufgaben der Landeswohlfahrtsverbände (§ 22 FAG) 

Nach § 22 FAG werden die den Stadt- und Landkreisen entstehenden Be- und Entlastungen ab dem Jahr 2005 

jährlich aufkommensneutral ausgeglichen. Dem Ausgleich liegen hierbei die Zweckausgaben 2003, die 

Entlastungen durch den Wegfall der LWV-Umlage sowie die Mehreinnahmen durch die Umschichtung der 

bisherigen Schlüsselzuweisungen an die Landeswohlfahrtsverbände in die Schlüsselzuweisungen der Stadt- und 

Landkreise zu Grunde, wobei die Verteilung der Entlastungen und der Mehreinnahmen jährlich auf der Basis der 

Steuerkraftsummen und Bemessungsgrundlagen des jeweiligen Jahres neu ermittelt werden. Der Landkreis hat im 

WŀƘǊ нлму ƛƳ wŀƘƳŜƴ ŘŜǎ {ƻȊƛŀƭƭŀǎǘŜƴŀǳǎƎƭŜƛŎƘǎ ƴŀŎƘ Ϡ нн C!D ½ǳǿŜƛǎǳƴƎŜƴ ƛƴ IǀƘŜ Ǿƻƴ мнΦлопΦпуф ϵ ŜǊƘŀƭǘŜƴΦ 

 

 
Sozialpolitische 

Schwerpunkte  
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ü Verabschiedung des Seniorenpolitischen Gesamtkonzeptes und Umsetzung des ersten Maßnahmenpaketes 

Die letzte Kreispflegeplanung für den Landkreis Ravensburg wurde im Jahr 2003 verabschiedet. Seitdem haben 

sich im Bereich der Altenhilfe sowohl in quantitativer als auch in qualitativer Hinsicht erhebliche Veränderungen 

ergeben. Die ambulanten, teilstationären und stationären Angebote wurden deutlich ausgebaut. Zudem haben 

sich die gesetzlichen Rahmenbedingungen verändert. Es gab Leistungsverbesserungen in der Pflegeversicherung 

und die Anforderungen und Bedarfe der Menschen haben sich weiter gewandelt. Auch schreitet der 

demografische Wandel weiter voran und der Einfluss der Zuwanderung hierauf ist noch nicht abzusehen.  

 

Das Seniorenpolitische Konzept beinhaltet folgende Schwerpunktthemen: 

 

- Aktualisierung der Bestandsanalyse aus dem Jahr 2002 

- Bedarfsprognose bis zum Jahr 2025 

- Wohnen im Alter/Pflege und Wohnen 

- Mobilität 

- Gesellschaftliche Teilhabe und Mitgestaltung 

- Solidarität der Generationen 

- Palliativpflege und Hospiz. 

 

Unterstützt wurde die Verwaltung bei der Erstellung des Seniorenpolitischen Konzeptes durch die 

Unternehmensberatung aku GmbH, Bad Dürrheim. 

 

Ziel des Seniorenpolitischen Konzeptes ist, unter Berücksichtigung der demografischen Entwicklungen die 

bestehenden Angebote für ältere Menschen zu erfassen, zu bewerten, eine Bedarfsanalyse zu erstellen und 

hieraus Handlungsempfehlungen anzuleiten bzw. zu erarbeiten. Die Handlungsempfehlungen dienen den 

politischen Entscheidungsträgern als Grundlage für die politische Diskussion; der Landkreisverwaltung, den 

Kommunen, Kirchen, sowie Trägern und weiteren Akteuren im Bereich der Altenhilfe dient es als Planungs- und 

Orientierungshilfe. Das Seniorenpolitische Gesamtkonzept mit seinen insgesamt über vierzig 

Handlungsempfehlungen wurde im Frühjahr 2018 vom Kreistag verabschiedet. 

 

Aufgrund der Vielzahl der Handlungsempfehlungen mussten hinsichtlich der Umsetzung Prioritäten gesetzt 

ǿŜǊŘŜƴΦ Lƴ ŜƛƴŜƳ ŜǊǎǘŜƴ aŀǖƴŀƘƳŜƴǇŀƪŜǘ ǿǳǊŘŜƴ ŀƭǎ ǾƻǊǊŀƴƎƛƎŜ IŀƴŘƭǳƴƎǎǎŎƘǿŜǊǇǳƴƪǘŜ ŘƛŜ α±ŜǊōŜsserung 

der Situation der Kurzzeit- ǳƴŘ «ōŜǊƎŀƴƎǎǇŦƭŜƎŜάΣ ŘƛŜ αǎŜƴƛƻǊŜƴƎŜǊŜŎƘǘŜ vǳŀǊǘƛŜǊǎŜƴǘǿƛŎƪƭǳƴƎά ǎƻǿƛŜ 

aŀǖƴŀƘƳŜƴ ƛƳ .ŜǊŜƛŎƘ ŘŜǊ αtŀƭƭƛŀǘƛǾǾŜǊǎƻǊƎǳƴƎά ǎƻǿƛŜ αaƻōƛƭƛǘŅǘ ǳƴŘ ¢ŜƛƭƘŀōŜά ōŜǎŎƘƭƻǎǎŜƴΦ 5ƛŜ ¦ƳǎŜǘȊǳƴƎ 

des ersten Maßnahmenpakets prägte wesentlich die Arbeit im Jahr 2018 und darüber hinaus. 

 

Das Seniorenpolitische Konzept für den Landkreis Ravensburg ist auf der Homepage des Landratsamtes zum 

Download eingestellt: https://www.rv.de/1197498_1202836_2496500_1202673. 

 

  

https://www.rv.de/1197498_1202836_2496500_1202673
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ü Teilhabeplanung - Umsetzung 

Im November 2012 wurde die Fortschreibung der Teilhabeplanung aus dem Jahr 2006 durch den Kreistag 

verabschiedet. Die Teilhabeplanung umfasst die Erhebung der Angebote im Landkreis Ravensburg, die Erstellung 

einer Bedarfsprognose, die Bewertung des Bestands und Bedarfs sowie die Formulierung von 

Handlungsempfehlungen zur Weiterentwicklung der Angebote im Landkreis Ravensburg. 

 

Ziele der Teilhabeplanung sind: 

¶ Personenzentrierte Hilfen durch Flexibilisierung der Eingliederungshilfe 

¶ Flächendeckende Versorgung durch Dezentralisierung 

¶ Regionale Belegung mit Leistungsberechtigten aus dem Landkreis Ravensburg 

¶ Information und Transparenz hinsichtlich der Angebote im Landkreis 

¶ Steuerung und Entwicklung von Fachkonzepten. 

 

Zur Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe im Landkreis Ravensburg wurden Handlungsempfehlungen 

formuliert. Die Umsetzung der Handlungsempfehlungen erfolgt wiederum in Zusammenarbeit mit 

Trägervertretern und Vertretern des Kreistags. 

 

Die Träger der Behindertenhilfe und verschiedene weitere Akteure wie der Integrationsfachdienst, die 

Arbeitsagentur, Kreistagsvertreter etc. treffen sich regelmäßig zum Austausch und Weiterentwicklung der 

Angebote der Behindertenhilfe, diese Gremien heißen AG Teilhabe und Netzwerkkonferenz.  

 

Ein weiteres Projekt mit der Hochschule Ravensburg-Weingarten fand zum Thema αBeteiligungsstrukturen im 

Landkreis Ravensburgά statt. Hierzu wurden die 39 Städte und Gemeinden befragt, welche Strukturen es vor Ort 

gibǘΦ IƛŜǊŀǳǎ ŜƴǘǎǘŀƴŘ ŘŜǊ !ōǎŎƘƭǳǎǎōŜǊƛŎƘǘ α5ƛŜ ½ǳƪǳƴŦǘ ƎŜǎǘŀƭǘŜƴ ǿƛǊ ƎŜƳŜƛƴǎŀƳΦ 9ƛƴŜ .ŜǎǘŀƴŘǎŀǳŦƴŀƘƳŜ ȊǳǊ 

9ƴǘǿƛŎƪƭǳƴƎ Ǿƻƴ .ŜǘŜƛƭƛƎǳƴƎǎƳǀƎƭƛŎƘƪŜƛǘŜƴ ŦǸǊ aŜƴǎŎƘŜƴ Ƴƛǘ .ŜƘƛƴŘŜǊǳƴƎ ƛƳ [ŀƴŘƪǊŜƛǎ wŀǾŜƴǎōǳǊƎάΦ Darin 

werden Empfehlungen gegeben, wie eine Beteiligung und Einbeziehung von Menschen mit Behinderung in 

Entscheidungsprozesse gelingen kann. Diese Empfehlungen flossen in das o. g. Modellprojekt Inklusionskonferenz 

mit ein.  

 

ü Modellprojekt Inklusionskonferenz 

Seit Oktober 2015 nahm der Landkreis Ravensburg am Modellprojekt Inklusionskonferenz teil. Die Verwaltung 

legte dadurch in den folgenden Jahren ein besonderes Augenmerk auf das Themenfeld Inklusion. Die 

Projektlaufzeit endete am 30. November 2017. Hierfür erhielt der Landkreis Ravensburg neben den Landkreisen 

Ludwigsburg, Esslingen und Tübingen eine Förderung vom Land Baden-²ǸǊǘǘŜƳōŜǊƎ ƛΦ IΦ ǾΦ мллΦллл ϵ ǳƴŘ ǎǘŜƭƭǘe 

9ƛƎŜƴƳƛǘǘŜƭ ƛΦ IΦ ǾΦ рлΦтлл ϵ ōŜǊŜƛǘΦ 

 

Inhaltliches Ziel des Modellprojekts war, die UN-Behindertenrechtskonvention weiter umzusetzen. Innerhalb der 

Projektlaufzeit wurden drei Inklusionskonferenzen durchgeführt, die als Diskussions- und 

Kommunikationsplattform dienten. Informationen und Erfahrungen wurden hierbei ausgetauscht, und 

Möglichkeiten und Chancen, aber auch Grenzen der Inklusion diskutiert. 

 

Gemeinsam wurden Veränderungsprozesse initiiert sowie Projekte entwickelt und umgesetzt, die eine 

nachhaltige Wirkung entfalten. Da das Thema Inklusion eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe ist, war es ein 

Anliegen des Landkreises, über den sozialen Bereich hinaus Teilnehmende für die Inklusionskonferenz zu 
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gewinnen.  

Die Teilnehmenden fungierten als Multiplikatoren, um in ihren jeweiligen Institutionen Inklusion weiter 

voranzubringen. Menschen mit Handicaps, Städte und Gemeinden, Kirchen, Staatliches Schulamt, Vertreter aus 

dem Bereich Wohnbau, Vertreter aus den Bereichen Handwerk, Industrie und Handel, Vertreter aus den 

Bereichen Kultur, Freizeit und Sport, Träger der sozialen Einrichtungen, Sozialversicherungsträger, Ärzte, Vertreter 

der ÖPNV und der Kreistagsfraktionen waren unter den Teilnehmenden der Inklusionskonferenz vertreten. 

 

Zudem wurde ein Begleitarbeitskreis zur Inklusionskonferenz eingerichtet, in dem Menschen mit Behinderung als 

Experten den Prozess begleiteten und ihre Anliegen und Ideen miteinbrachten. 

 

Das Modellprojekt Inklusionskonferenz wurde vom Institut für angewandte Sozialwissenschaften (IfaS), welches 

an der Dualen Hochschule Baden-Württemberg in Stuttgart angegliedert ist, wissenschaftlich begleitet. 

 

ü EUTB ς Ergänzende unabhängige Teilhabberatung 

bŀŎƘ LƴƪǊŀŦǘǘǊŜǘŜƴ ŘŜǎ .ǳƴŘŜǎǘŜƛƭƘŀōŜƎŜǎŜǘȊŜǎ ό.¢IDύ ǿǳǊŘŜ ŀō ŘŜƳ мΦ WŀƴǳŀǊ нлму ŘƛŜ α9ǊƎŅƴȊŜƴŘŜ 

ǳƴŀōƘŅƴƎƛƎŜ ¢ŜƛƭƘŀōŜōŜǊŀǘǳƴƎά ό9¦¢.ύ ƎŜƳŅǖ Ϡ он {D. L· ŜƛƴƎŜŦǸƘǊǘΦ ½ǳǊ ¦ƳǎŜǘȊǳƴƎ ǳƴŘ Förderung stellt das 

Bundesministerium für Arbeit und Soziales von 2018 bis 2022 Fördermittel zur Verfügung. Aufgabe der Landkreise 

ist es, potentielle Gruppen und Initiativen über das neue Angebot und die Fördermöglichkeiten zu informieren. 

Am 16. November 2018 wurde die Beratungsstelle offiziell eröffnet. Seit dem 1. Juli 2018 ist die EUTB Ravensburg-

Sigmaringen in der Schubertstraße 1 in Ravensburg zu finden. 

 

ü Situationsanalyse/Regionale Dezentralisierungs- und Entwicklungsforen 

Das Ministerium für Soziales in Integration möchte die Konversion großer Komplexstandorte mit Nachdruck 

voranbringen. Der Kommunalverband für Jugend und Soziales (KVJS) führt daher eine landesweite 

Situationsanalyse durch. Ziel ist eine Vollerhebung bei den Stadt- und Landkreisen und zwar aus Leistungsträger- 

und aus Standortperspektive, um einen landesweiten Überblick zu den vorhandenen Angeboten in der 

Behindertenhilfe zu erheben. Zielgruppe sind Menschen mit geistiger und mehrfacher Behinderung und 

Menschen mit seelischer Behinderung. Diese Erhebung ist nötig, da es derzeit nicht bekannt ist, wie viele Wohn- 

und Beschäftigungsangebote für welche Zielgruppen zu einem einheitlichen Stichtag gibt.  

 

Im nächsten Schritt gibt es sogenannte Planungsforen, in denen der IST-Zustand erhoben wird, der SOLL-Zustand 

entwickelt und gemeinsame Ziele formuliert werden, um eine landesweit wohnortnahe Versorgung für alle 

Menschen mit Behinderung und damit dezentralere Wohn- und Beschäftigungsangebote zu schaffen. Die 

Situationsanalyse ist den Regionalen Dezentralisierungs- und Entwicklungsforen vorangeschaltet.  

 

ü Projekt KiP - Kinder psychisch kranker Eltern 

Ziel eines Fachtages am 15.10.2018 war, interdisziplinäre Fachkräfte zu sensibilisieren und verschiedene 

Anlaufstellen zu vernetzen, um frühzeitige und passgenaue Hilfen zu ermöglichen. α5ŀǎ ¢ƘŜƳŀ ōŜƎŜƎƴŜǘ ǾƛŜƭŜƴ 

Fachkräften in ihrer täglichen Arbeit. Um die betroffenen Kinder bestmöglich in ihrer Entwicklung unterstützen zu 

können, ist es wichtig, dass eine gute Kooperation zwischen den ScƘƴƛǘǘǎǘŜƭƭŜƴ ōŜǎǘŜƘǘΦά Mehr als 200 

interessierte Fachkräfte aus der Jugendhilfe und dem Gesundheitswesen besuchten die rundum gelungene 

Veranstaltung. Wesentlicher Programmpunkt war ein Vortrag in zwei Teilen von Dr. med. Michael Hipp, Arzt für 

Neurologie, Psychiatrie und Psychotherapie und Leiter des Sozialpsychiatrischen Dienstes Hilden. Der erste 

Abschnitt widmete sich den Auswirkungen von psychischen Erkrankungen auf das elterliche Fürsorgeverhalten.  
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Im zweiten Teil wurde ein multi-institutioneller Ansatz zur präventiven Intervention, sowie Methoden vorgestellt, 

die dazu beitragen, dem komplexen Unterstützungsbedarf der Familien und dem Kinderschutz gleichermaßen 

gerecht zu werden.  

 

Der Landkreis Ravensburg beteiligt sich mit weiteren Partnern rund um den Bodensee an einem 

grenzüberschreitenden EU-Interreg-CǀǊŘŜǊǇǊƻƎǊŀƳƳ αYƛƴŘŜǊ ƛƳ ǎŜŜƭƛǎŎƘŜƴ DƭŜƛŎƘƎŜǿƛŎƘǘάΦ Lƴ ŘƛŜǎŜƳ wŀƘƳŜƴ 

ǿƛǊŘ ŀǳŎƘ Řŀǎ tǊƻƧŜƪǘ αYƛt ς YƛƴŘŜǊ ǇǎȅŎƘƛǎŎƘ ƪǊŀƴƪŜǊ 9ƭǘŜǊƴ ƛƳ [ŀƴŘƪǊŜƛǎ wŀǾŜƴǎōǳǊƎά ǳƳƎŜǎŜǘȊǘΣ Řŀǎ ƛƳ WŀƘǊ 

2008 zur Unterstützung und Entlastung von betroffenen Kindern und Jugendlichen ins Leben gerufen wurde. Hier 

finden betroffene Familien Ansprechpartner für ihre Anliegen und werden durch Patenschaften, 

Gruppenangebote oder auch individuelle Hilfen begleitet. Der Fachtag fand im Rahmen des zehnjährigen 

Projektjubiläums statt. 

 

ü ²ƛŜŘŜǊŜǊǀŦŦƴǳƴƎ ŘŜǎ YƻƴǘŀƪǘƭŀŘŜƴǎ α5ƛŜ LƴǎŜƭά ǳƴǘŜǊ ƴŜǳŜǊ ¢ǊŅƎŜǊǎŎƘŀŦǘ ŘŜǎ ½Ŧt {ǸŘǿǸǊǘǘŜƳōŜǊƎ 

Der Kontaktladen für Konsumenten illegaler Drogen in der Rosmarinstraße in Ravensburg bietet niederschwellige 

Hilfen für drogenabhängige Menschen an. Da die bisherige Trägerschaft ς die Suchthilfe gGmbH, ein 

Zusammenschluss verschiedener Träger der Suchthilfe ς Ende 2016 wegfiel, musste eine neue Lösung für die 

Weiterführung des Angebots gefunden werden. Seit März 2018 ist das ZfP Südwürttemberg, das sich bereits seit 

vielen Jahren in der Suchthilfe engagiert, neuer Träger des Kontaktladens. Wurde seit Januar 2017 ein 

Notprogramm angeboten, läuft das Angebot seit dem 1. Juni 2018 wieder im Regelbetrieb.  

 

Zwei neue Mitarbeitende aus dem Bereich der Sozialen Arbeit, zwei Hauswirtschaftskräfte und eine 

Streetworkerin unterstützen suchtkranke Menschen mit Hilfen für ihr tägliches Leben: Seien dies eine 

medizinische Grundversorgung, die Möglichkeiten zum Duschen, die Vermittlung in weiterführende Hilfesysteme 

oder das Beziehen sterilen Injektionsmaterials.  Sechzehn Stunden in der Woche hat der Kontaktladen dafür 

geöffnet. Anlässlich der Wiedereröffnung des Kontaktladens fand am Montag, den 16. April 2018 eine 

Infoveranstaltung im Ravensburger Rathaus statt, bei es neben Informationen über den Kontaktladen auch darum 

ƎƛƴƎΣ ǸōŜǊ ½ƛŜƭ ǳƴŘ ½ǿŜŎƪ ŘŜǎ CǀǊŘŜǊǾŜǊŜƛƴǎ Ȋǳ ƛƴŦƻǊƳƛŜǊŜƴΣ ŘŜǊ ƪǸƴŦǘƛƎ α5ƛŜ LƴǎŜƭά ǳƴǘŜǊǎǘǸǘȊŜƴ. 

 

ü Gründung des Förderverein Kontaktladen Ravensburg e.V. 

Die Unterstützer des Vereins sehen in der Hilfe für Drogenabhängige eine gesamtgesellschaftliche 

Herausforderung. Durch ihr Wirken wollen sie zur Stärkung und Sicherung des Gemeinwohls im Landkreis 

Ravensburg beitragen. Dabei ist es ausdrückliches Ziel, den Kontaktladen fachlich zu begleiten und mit allen 

bereits erfolgreich in der Suchthilfe tätigen Organisationen, unter anderem mit der Caritas Bodensee-

Oberschwaben, zu vernetzen. Auch für Personen, die sich im Bereich der Suchthilfe engagieren wollen, bietet der 

Verein eine Anlaufstelle und Vernetzungsplattform.   
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ü Umsetzung BTHG ab 2020  

Das Bundesteilhabegesetz (BTHG) ist ein umfassendes Gesetzespaket, das für Menschen mit Behinderungen viele 

Verbesserungen vorsieht. Mit dem BTHG werden mehr Möglichkeiten der Teilhabe und mehr Selbstbestimmung 

geschaffen. Die Eingliederungshilfe für MenscƘŜƴ Ƴƛǘ .ŜƘƛƴŘŜǊǳƴƎŜƴ ǎƻƭƭ ŘŀƳƛǘ ŀǳǎ ŘŜƳ αCǸǊǎƻǊƎŜǎȅǎǘŜƳά 

herausgeführt und zu einem modernen Teilhaberecht weiterentwickelt werden. Die Leistungen für Menschen mit 

Behinderungen sollen nicht länger institutions-, sondern personenzentriert ausgerichtet werden und sich am 

persönlichen Bedarf des Einzelnen orientieren.  

 

Es soll ein Perspektivwechsel nach der UN-Behindertenrechtskonvention vollzogen werden; von der Ausgrenzung 

zur Inklusion, von der Einrichtungs- zur Personenzentrierung, von der Fremd- zur Selbstbestimmung, von der 

Betreuung zur Assistenz, vom Kostenträger zum Dienstleister, von der Defizit- zur Ressourcenorientierung. 

Mit der Umsetzung der 3. Reformstufe des BTHG ab 1. Januar 2020 wird Teil 2 (Eingliederungshilfe neu) des SGB 

IX eingeführt; d. h. die Trennung von Leistungen der Eingliederungshilfe von existenzsichernden Leistungen 

(Sozialhilfe) wird vollzogen. Der Landkreis Ravensburg wird weiterhin die Aufgaben der Eingliederungshilfe als 

weisungsfreie Pflichtaufgaben durchführen. Nachdem der Landesrahmenvertrag SGB IX in Baden-Württemberg 

noch nicht abgeschlossen ist, werden durch eine Übergangsvereinbarung zur Umsetzung des BTHG die 

bestehenden und vereinbarten Leistungsangebote für Menschen mit Behinderungen bis spätestens 31.12.2021 

übernommen. 

 

ü Ausbau Pflegestützpunkt 

Durch das Dritte Pflegestärkungsgesetz (PSG III) ist ein kommunales Initiativrecht zur Einrichtung bzw. zum 

Ausbau von Pflegestützpunkten eingeführt worden. Antragsberechtigt ist die Landkreisverwaltung. Die 

Umsetzung auf Landesebene wurde durch landesrechtliche Vorschriften geregelt. In diesem Zusammenhang gab 

es eine Änderung des Landesrahmenvertrags zur Arbeit und zur Finanzierung der Pflegestützpunkte nach § 7c  

SGB XI in Baden-Württemberg.  

 

Wie sich herausstellte, hat die Anpassung des Pflegestützpunktvertrages grundlegende Auswirkungen auf die 

verbindliche Zusammenarbeit mit den Zuhause Leben-Stellen (ZHL) in Trägerschaft der Caritas Bodensee-

Oberschwaben. Die Pflegekassen akzeptieren die bisherige Aufgabenteilung zwischen Pflegestützpunkt und ZHL-

Stellen künftig nicht mehr. Dies wird damit begründet, dass der neue Landesrahmenvertrag zur Arbeit und 

Finanzierung der Pflegestützpunkte nach § 7c Abs. 6 SGB XI in Baden-Württemberg in § 2 Abs. 3 regelt, dass die 

Ansiedlung von Pflegestützpunkten bei Leistungserbringern aus wettbewerbsrechtlichen Gründen abgelehnt wird, 

in § 4 Abs. 6 wird eine Übertragung von Aufgaben an Dritte ausgeschlossen. 

 

Daher ist auch die Durchführung der neuen Aufgabe/Leistung der Pflegeberatung nach § 7 a SGB XI, die von 

Mitarbeitenden des Pflegestützpunktes mit einer Weiterbildung zum Pflegeberater/in verpflichtend durchgeführt 

werden muss, auf die ZHL-Stellen nicht übertragbar. Diese Aufgabe stellt jedoch eine zentrale Aufgabe der 

Beratungsstellen dar und wird künftig an Bedeutung zunehmen. 

 

Bis Ende Jahr 2021 hat der Landkreis darüber zu entscheiden, ob und in welcher Form ein Ausbau des 

Pflegestützpunktes erfolgen soll.  

 

  

Ausblick  
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ü Servicestelle für Arbeitsmarktintegration von Migranten 

Die Integration geflüchteter Menschen muss im Jahr 2020 weiter vorangetrieben werden. Sowohl die Integration 

in Arbeit und Ausbildung als auch die gesellschaftliche Integration stellen weiterhin große Herausforderungen für 

alle Beteiligten dar. 

 

Neben dem Erhalt der erworbenen Sprachkenntnisse ist der weiterführende Spracherwerb, insbesondere 

berufsbezogener Deutschkenntnisse, eines der vorrangigen Ziele. Individuelle Förderungen, wenn möglich in 

Kombination mit einer Berufstätigkeit, sind zur Erreichung dieses Ziels erforderlich. 

 

Zur Integration in Arbeit und Ausbildung ist ein professionelles und umfassendes Beratungsangebot durch die 

Mitarbeitenden des Jobcenters notwendig. Hierzu zählt neben der interkulturellen Beratungskompetenz 

insbesondere der gezielte Einsatz arbeitsmarktpolitischer Instrumenten des SGB II.  Um langfristige und 

bedarfsdeckende Integrationen zu erreichen, ist die Qualifizierung der geflüchteten Personen nach dem 

Spracherwerb oder auch während einer Tätigkeit im Niedriglohnbereich von großer Bedeutung. 

Teilqualifizierungen sowie Weiterbildungen in den Bereichen, in denen Fachkräfte fehlen, sind unabdingbar. 

 

Die zur Verfügung stehenden Eingliederungsmittel müssen im Jahr 2020 weiter gezielt eingesetzt werden, um 

Minderleistungen der Arbeitnehmer auszugleichen. Innovative Ansätze, wie z.B. begleitende Sozialarbeit / 

Coaching bei der Arbeitsaufnahme und während der Probezeit sollen noch stärker zum Einsatz kommen, um die 

Beschäftigungsverhältnisse zu stabilisieren und Abbrüche von Ausbildungen und Arbeitsverhältnissen zu 

vermeiden. 

 

Für den Personenkreis der geflüchteten Frauen müssen weitere Angebote zur Sprachförderung, gekoppelt mit 

dem Angebot der Kinderbetreuung, geschaffen werden. Hier kommt dem bedarfsgemeinschaftsorientierten 

Ansatz, der die gesamte Familie in den Blick nimmt, große Bedeutung zu.  

 

ü Von Jugendbeteiligung zum Bürgerengagement 

Mehrere gesellschaftliche Trends zeigen, vor welchen Herausforderungen unsere Gesellschaft und insbesondere 

die Jugend als die verantwortliche Generation von morgen steht. Ganz besonders spielt der demografische 

Wandel eine entscheidende Rolle, der mit einer älter werdenden Gesellschaft, mit einer anhaltenden Tendenz des 

Bevölkerungszuzugs in die Ballungsräume und damit dem Abwandern aus ländlichen Gegenden zu 

gesellschaftsstrukturellen Veränderungen führen wird. Diese Entwicklung macht die Bedeutung einer 

selbstbewussten und engagierten Jugend deutlich. In Jugendbeteiligungsprozessen der jeweiligen Kommunen soll 

die Jugend stark gemacht werden, um sich für ihre eigenen Belange einzusetzen. Somit wirkt sich 

Jugendbeteiligung nicht nur positiv auf die jeweils Beteiligten aus, sondern auch auf die gesamtgesellschaftliche 

Entwicklung. 

 

Durch die Einbeziehung der Jugend in Entscheidungsprozesse können tragfähige Entscheidungen getroffen und 

nachhaltige Entwicklungen angegangen werden. In Jugendbeteiligungsprozessen lernen Kinder und Jugendliche 

bereits früh Formen der demokratischen Beteiligung kennen und können so Verantwortungsbewusstsein und 

politisches Engagement erlernen. Jugendbeteiligung bedeutet auch, dass es zu einer Selbstverständlichkeit wird, 

sich politisch einzumischen. Somit kann Politikverdrossenheit vorgebeugt und die Distanz zwischen Politik und 

αŘŜǊ ƧǳƴƎŜƴ .ŜǾǀƭƪŜǊǳƴƎά ǾŜǊƪǸǊȊǘ ǿŜǊŘŜƴΦ YƛƴŘŜǊΣ ŘƛŜ ƛƴ Ŝƛner optimistischen, fördernden und liebevollen 

Umgebung aufwachsen können, werden sich mit hoher Wahrscheinlichkeit auch als Erwachsene mit aller Kraft für 
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das Wohlergehen ihrer Freunde, Familien und der Gemeinschaft einsetzen. Werden Jugendliche am 

Entstehungsprozess beteiligt, können sie sich mehr mit den Vorhaben identifizieren. Dies kann dazu führen, dass 

sie sich auch als Erwachsene für den Erhalt und die Fortentwicklung jener Projekte und Entscheidungen stark 

machen, an welchen sie selbst mitgewirkt hatten. Denn viele Vorhaben und Projekte können nur auf Grund des 

tatkräftigen und finanzstarken Engagements von Menschen aus der Zivilgesellschaft getragen und realisiert 

werden. Jugendbeteiligung wirkt sich daher begünstigend auf solche Vorhaben aus. 

 

Die Bedürfnisse, Meinungen, Ideen und Ansichten der Jugendlichen werden bisher nicht im erforderlichen 

Ausmaß berücksichtigt. Es werden Entscheidungen für die junge Generation getroffen, allerdings selten mit ihr. Es 

wäre wichtig, Entscheidungen mit Jugendlichen vor allem in Bereichen zu treffen, die besonders jugendrelevant 

sind, da die Zielgruppe selbst am ehesten einschätzen kann, welche Bedürfnisse sie hat und wie diese befriedigt 

werden können. Das kann ein offensichtliches Jugendthema sein, wie z. B. der Bau eines neuen Skateparks. 

Genauso wichtig ist es jedoch, Jugendliche auch in Dinge einzubeziehen, in denen deren Betroffenheit erst auf 

den zweiten Blick ersichtlich wird. Soll z. B. eine Seniorenwohnanlage in die Nähe eines Bolzplatzes gebaut 

werden, steht die Chance gut, dass einbezogene Jugendliche selbst zu kreativen Ideen für eine Befriedigung der 

.ŜŘǸǊŦƴƛǎǎŜ ōŜƛŘŜǊ ½ƛŜƭƎǊǳǇǇŜƴ ƪƻƳƳŜƴ ƪǀƴƴŜƴΦ {ƻ ƪƻƳƳǘ Ŝǎ ŜǊǎǘ ƎŀǊ ƴƛŎƘǘ Ȋǳ ŜƛƴŜƳ αDŜƎŜƴŜƛƴŀƴŘŜǊά 

scheinbar konkurrierender und sich scheinbar widersprechender Bedürfnisse. 

 

Zum 01.12.2015 traten weitreichende Änderungen in Kraft, die die Beteiligungsrechte von Kindern und 

Jugendlichen an der Kommunalpolitik deutlich stärken. Die Änderungen stehen im Zusammenhang mit der 

grundlegenden Überarbeitung der LandŜǎǾŜǊŦŀǎǎǳƴƎ ǎƻǿƛŜ ŘŜǊ DŜƳŜƛƴŘŜƻǊŘƴǳƴƎ ŀƭǎ ŘƛŜ α±ŜǊŦŀǎǎǳƴƎ ŦǸǊ ŘƛŜ 

YƻƳƳǳƴŜƴάΦ 5ǳǊŎƘ ŘƛŜǎŜ &ƴŘŜǊǳƴƎ ŜƴǘǎǘŀƴŘŜƴ ŦǸǊ ŘƛŜ YƻƳƳǳƴŜƴ ƴŜǳŜ IŜǊŀǳǎŦƻǊŘŜǊǳƴƎŜƴΦ !ǳŦƎǊǳƴŘ ŘŜǎǎŜƴ 

werden schon seit einigen Jahren Jugendbeteiligungsprozesse im Landkreis durch den Kreisjugendring begleitet.  

Dadurch entstanden in den letzten Jahren z. B. Jugendräte in Leutkirch und Wangen, die dort eine kontinuierliche 

Beteiligung von Jugendlichen an den sie betreffenden Themen der jeweiligen Stadt garantieren. Darüber hinaus 

wurden in einigen Gemeinden des Landkreises Jugendhearings vom Kreisjugendring durchgeführt, um auch dort 

Beteiligungsmöglichkeiten zu installieren. Die Städte Ravensburg und Weingarten können in dieser Hinsicht schon 

seit mehr als 10 Jahren auf ihren Schülerrat bzw. Jugendgemeinderat zurückgreifen und somit die Beteiligung von 

Jugendlichen an den sie betreffenden Themen ermöglichen. 

 

Zur Implementierung und Weiterentwicklung der Jugendbeteiligung in allen Kommunen im Landkreis hat der 

Jugendhilfeausschuss in seiner Sitzung am 19.06.2018 beschlossen, hierfür eine Projektstelle befristet auf zwei 

Jahre im Umfang von 50 Prozent einzurichten, mit dem Ziel; den Jugendbeteiligungsprozess in Gang zu bringen 

und deren Nachhaltigkeit vor Ort zu fördern. Vom 01.01.2019 bis zum 31.12.2020 wird der Kreisjugendring diese 

Aufgabe im Auftrag des Landkreises wahrnehmen. Die Kosten für die 50%-Stelle werden vom Landkreis getragen. 

Der Jugendbeteiligungsprozess hat das Ziel, dass Jugendliche im Erwachsenenalter die Gesellschaft mitgestalten. 

Dieses Ziel kann erst in einigen Jahren bewertet werden. Aktuell tragen sie dazu bei, dass Jugendliche heute an sie 

betreffenden Themen aktiv beteiligt werden.  

 

ü Fachkräftegewinnung Pflege 

Das Seniorenpolitische Konzept des Landkreises enthält einen deutlichen Hinweis auf den Handlungsbedarf 

bezüglich der Fachkräftegewinnung in der Pflege. Dieses Thema wird derzeit breit diskutiert und allseits suchen 

Politik, Anbieter, Kommunen und Verbände nach Lösungen. 

 

Der Geburtenrückgang und die Weiterentwicklung des Gesundheitswesens bringen eine Veränderung der 

Bevölkerungsstruktur mit sich. Der demographische Wandel führt zu einem höheren Anteil an Hochbetagten in 
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der Bevölkerung. Krankheiten wie Demenz und altersbedingte Depressionen nehmen zu. Da die Personalkosten in 

den Krankenhäusern und in Pflegeeinrichtungen einen beträchtlicheren Teil der Gesamtkosten ausmachen, 

bleiben nach der Optimierung von Arbeitsprozessen, der Senkung von Fixkosten und dem Einsatz automatisierter 

Behandlungsverfahren nur noch zwei wirtschaftliche Stellschrauben übrig: Stellenabbau bei gleichzeitiger 

Absenkung der Vergütung und höheren AnforderungenΦ Lƴ ŘŜǊ {ǳƳƳŜ ǎǘŜƘŜƴ ǿŜƴƛƎŜǊ tŦƭŜƎŜƪǊŅŦǘŜ ōŜƛ 

ǎŎƘƭŜŎƘǘŜǊŜǊ .ŜȊŀƘƭǳƴƎ ŜƛƴŜǊ ƎǊǀǖŜǊ ǿŜǊŘŜƴŘŜƴ !ƴȊŀƘƭ ƛƳƳŜǊ ŅƭǘŜǊ ǿŜǊŘŜƴŘŜƴ tŀǘƛŜƴǘŜƴ ƎŜƎŜƴǸōŜǊΦ  

 

5ƛŜǎŜ 9ƴǘǿƛŎƪƭǳƴƎ ōƭŜƛōǘ ƴƛŎƘǘ ƻƘƴŜ CƻƭƎŜƴ ŦǸǊ ŘƛŜ Attraktivität und die Arbeitszufriedenheit von PflegeberuŦŜƴΦ 

5ƛŜ .ŜȊŀƘƭǳƴƎ ǎǘŜƭƭǘ ŘŀōŜƛ ŜƛƴŜƴ ǿŜǎŜƴǘƭƛŎƘŜƴ 9ƛƴŦƭǳǎǎŦŀƪǘƻǊ ŘŀǊΦ {ƛŜ ƛǎǘ ŘŜǊ !ƴǊŜƛȊ ŦǸǊ ŘƛŜ ²ŀƘƭ ōȊǿΦ ŦǸǊ ŘŜƴ 

!ǳǎǎǘƛŜƎ ŀǳǎ ŜƛƴŜƳ .ŜǊǳŦΥ 5ŀǎ {ƻȊƛŀƭǇǊŜǎǘƛƎŜ ŜƛƴŜǎ .ŜǊǳŦŜǎ ǿƛǊŘ ǿŜǎŜƴǘƭƛŎƘ ƳƛǘōŜǎǘƛƳƳǘ Ǿƻƴ ŘŜǊ IǀƘŜ ŘŜǊ 

±ŜǊƎǸǘǳƴƎΦ Hinzu kommt ein WerteǿŀƴŘŜƭ ƛƴ .ŜȊǳƎ ŀǳŦ ŘƛŜ .ŜǊǳŦǎǿŀƘƭΦ 5ƛŜ ƧǸƴƎŜǊŜ DŜƴŜǊŀǘƛƻƴ ǾŜǊŦǸƎǘ ǸōŜǊ Ŝƛƴ 

ǾŜǊŅƴŘŜǊǘŜǎ .ƛƭŘǳƴƎǎǾŜǊƘŀƭǘŜƴΦ {ƛŜ ǎǘǊŜōǘ ŜƛƴŜ ƘǀƘŜǊŜ !ƭƭƎŜƳŜƛƴōƛƭŘǳƴƎ ŀƴ ǳƴŘ ǿŅƘƭǘ .ŜǊǳŦŜΣ ŘƛŜ ŘƛŜǎŜƴ 

!ƴǎǇǊǸŎƘŜƴ ƎŜǊŜŎƘǘ ǿŜǊŘŜƴΦ 5ƛŜ .ŜǊǳŦǎǘŅǘƛƎƪŜƛǘ ŜǊƘŅƭǘ ŜƛƴŜ ǎƛƴƴǎǘƛŦǘŜƴŘŜ CǳƴƪǘƛƻƴΤ ŘƛŜ .ŜŘŜǳǘǳƴƎ Ǿƻƴ CǊŜƛȊŜƛǘΣ 

ǇŜǊǎǀƴƭƛŎƘŜǊ {ŜƭōǎǘǾŜǊǿƛǊƪƭƛŎƘǳƴƎ ǳƴŘ ƳŀǘŜǊƛŜƭƭŜǊ ¦ƴŀōƘŅƴƎƛƎƪŜƛǘ ǿŅŎƘǎǘΤ ŘŜǊ .ŜƎǊƛŦŦ ŘŜǊ ²ƻǊƪ-[ƛŦŜ-.ŀƭŀƴŎŜ ǎǘŜƘǘ 

ǎǘŜƭƭǾŜǊǘǊŜǘŜƴŘ ŦǸǊ ŘƛŜǎŜƴ ²ŜǊǘŜǿŀƴŘŜƭΦ  

Wenn man diesen Wertewandel in Beziehungen zu den EntwiŎƪƭǳƴƎŜƴ ƛƳ tŦƭŜƎŜōŜǊŜƛŎƘ ǎŜǘȊǘΣ ƳǸǎǎŜƴ ŘƛŜ .ŜǊǳŦŜ 

ŘŜǊκŘŜǎ DŜǎǳƴŘƘŜƛǘǎ- ǳƴŘ YǊŀƴƪŜƴǇŦƭŜƎŜǊLƴ ǳƴŘ ŘŜǊκŘŜǎ !ƭǘŜƴǇŦƭŜƎŜǊLƴ ȊǿŀƴƎǎƭŅǳŦƛƎ ŀƴ !ǘǘǊŀƪǘƛǾƛǘŅǘ ǾŜǊƭƛŜǊŜƴΦ 

.ŜǊŜƛǘǎ ƛƳ WŀƘǊ мффл ǿŜǊŘŜƴ нллл tŦƭŜƎŜƪǊŅŦǘŜ ƛƳ wŀƘƳŜƴ ŜƛƴŜǊ ǾƻƳ .ǳƴŘŜǎƳƛƴƛǎǘŜǊƛǳƳ ŦǸǊ !Ǌbeit und 

Sozialordnung in Auftrag gegebenen Studie zu Ihren Arbeitsbelastungen befragt. Die Rangliste der 

Belastungsmerkmale:  

 

ü Unzureichende Personalbesetzung  

ü Ungünstige Dienstzeiten  

ü Ausführung pflegefremder Tätigkeiten  

ü Zu starke Hierarchien  

ü Organisatorische Probleme im Pflegebereich  

ü Stellenwert der Krankenpflege in der Gesellschaft  

ü Mangelnde Aufstiegsmöglichkeiten  

ü Zu wenige Fortbildungen. 

 

Eine 1997 veröffentlichte Studie von Becker und Meifort kommt zu dem Ergebnis, dass nach fünf Jahren nur noch 

20 Prozent ŘŜǊ ŀǳǎƎŜōƛƭŘŜǘŜƴ !ƭǘŜƴǇŦƭŜƎŜǊ ǳƴŘ !ƭǘŜƴǇŦƭŜƎŜǊƛƴƴŜƴ ƛƴ ƛƘǊŜƳ .ŜǊǳŦ ǘŅǘƛƎ ǎŜƛƴ ǿŜǊŘŜƴΦ ²ŜƛǘŜǊŜ 

20 Prozent sind in einen anderen Beruf gewechselt, 10 Prozent haben ein Studium aufgenommen und 50 Prozent 

haben die Berufstätigkeit entweder aufgegeben oder sind erwerbslos geworden. Damit zählt die Berufsgruppe 

der Altenpfleger zu derjenigen, die am frühesten aus ihrem Beruf ausscheidet, was einen weiteren Mangel an 

Fachkräften nach sich zieht.  

 

Der Landkreis Ravensburg mit seiner Vielzahl an sozialen Einrichtungen, insbesondere auch Kranken- und 

Pflegeeinrichtungen ist trotz niedriger Arbeitslosenquote hiervon ebenso betroffen. Daher besteht auch vor Ort 

die Herausforderung, entsprechende Konzepte zu entwickeln. Die Gewinnung von Fachkräften aus dem Ausland 

ist hierbei ein guter, aber längst nicht ausreichender Ansatz. 
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ü Einführung KPV ς Kontinuierlicher Verbesserungsprozess 

Kontinuierliche Verbesserung ist die gelebte Arbeitshaltung, mit der wir durch unser Denken und Tun die 

Kreissozialverwaltung weiterentwickeln. Mit dem Beginn des KPV-Prozesses soll alles das, was die Mitarbeitenden 

des Dezernates 3 / Co-Dezernat 3a tun, überprüft und kontinuierlich wie systematisch verbessert werden. 

Insbesondere soll die Qualität der Dienstleistungen in kleinen Schritten gesteigert werden. Ziel der 

Qualitätssteigerung ist dabei immer, sowohl die Kundenzufriedenheit als auch die Mitarbeiterzufriedenheit zu 

verbessern. Dieser Prozess erfordert die aktive Mitwirkung der Kolleginnen und Kollegen, um 

Verbesserungsmöglichkeiten zu erkennen, Ideen und Lösungen zur Verbesserung zu entwickeln und ausgewählte 

Lösungen umzusetzen und zu überprüfen. Der KPV-Prozess ist eine Denk- und Arbeitshaltung, ein Kulturthema. Es 

geht also auch um Bewusstseinsbildung bei allen. Hierbei setzen wir auf engagierte Führungskräfte und eine 

geeinte Führungsphilosophie. Kontinuierliche Verbesserung soll zur Normalität werden, so dass wir uns stetig 

weiterentwickeln und für die Bürgerinnen und Bürger ein wichtiger Dienstleister sind. 
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Sie erreichen uns 

 

Landratsamt Ravensburg Außenstelle Wangen 

Gartenstraße 107 Liebigstraße 1 

88212 Ravensburg 88239 Wangen i. A. 

Tel.: 0751/85-0 Tel.: 07522/996-0 

Fax: 0751/85-3105 Fax: 07522/996-3606 

E-Mail: si@rv.de   

 

Name Funktion/Aufgabe Durchwahl 

Jörg Urbaniak Co-5ŜȊŜǊƴŜƴǘ α{ƻȊƛŀƭŜǎά ǳƴŘ !ƳǘǎƭŜƛǘŜǊ 3100 

Thomas Gössling 

Stellvertretender Amtsleiter und 

{ŀŎƘƎŜōƛŜǘǎƭŜƛǘŜǊ αIƛƭŦŜƴ ŦǸǊ aŜƴǎŎƘŜƴ Ƴƛǘ 

Behinderungen und Betreuungen 

όwŀǾŜƴǎōǳǊƎύά 

3340 

Carolin Geiger {ŀŎƘƎŜōƛŜǘǎƭŜƛǘŜǊƛƴ α{ƻȊƛŀƭƘƛƭŦŜ {D. ·LLά 3115 

Birgit Werner 

{ŀŎƘƎŜōƛŜǘǎƭŜƛǘŜǊƛƴ α{ƻƴŘŜǊƭŜƛǎǘǳƴƎŜƴ 

(Wohngeld, BAföG, AFBG) und 

{ŎƘǳƭŘƴŜǊōŜǊŀǘǳƴƎάΣ IŀǳǎƘŀƭǘǎōŜŀǳŦǘǊŀƎǘŜ 

3140 

Isabel Wiesner 
SŀŎƘƎŜōƛŜǘǎƭŜƛǘŜǊƛƴ α½ŜƴǘǊŀƭŜ 5ƛŜƴǎǘŜ ǳƴŘ 

{ƻȊƛŀƭŜǎ 9ƴǘǎŎƘŅŘƛƎǳƴƎǎǊŜŎƘǘά 
3126 

Günther Matheis 
{ŀŎƘƎŜōƛŜǘǎƭŜƛǘŜǊ α{ŎƘǿŜǊōŜƘƛƴŘŜǊǘŜƴǊŜŎƘǘ 

{D. L·ά 
3350 

Frank Hergert 
{ŀŎƘƎŜōƛŜǘǎƭŜƛǘŜǊ αIƛƭŦŜƴ ŦǸǊ aŜƴǎŎƘŜƴ Ƴƛǘ 

.ŜƘƛƴŘŜǊǳƴƎŜƴ ό²ŀƴƎŜƴύά 
3840 

 

Das Kreissozialamt sowie das Eingliederungs- und Versorgungsamt fusionierten zum  

1. März 2016 zum Sozial- und Inklusionsamt.  

Magnus Klein war im Zeitraum vom 01.09.2016 bis 31.10.2017 Leiter des Sozial- und Inklusionsamtes. 

Thomas Gössling ist vom 01.11.2017 bis 14.05.2018 als kommissarischer Leiter des Sozial- und Inklusionsamtes 

bestellt gewesen.  

Seit 15. Mai 2018 ist Jörg Urbaniak Leiter des Sozial- und Inklusionsamtes. 

 

 

Bericht des Sozial - und 

Inklusionsamtes (SI)  

Über uns  

https://www.rv.de/site/LRA-RV/get/params_E1917245944/15344134/Urbaniak, J%C3%B6rg.jpg
mailto:si@rv.de
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Schwerpunkte 2018  

ü Umsetzungsbegleitung Bundesteilhabegesetz (BTHG) 

Die UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK), die am 26. März 2009 in Deutschland in Kraft getreten ist, gab 

wichtige Impulse für die Überlegungen zu dem Bundesteilhabegesetz (BTHG).  

 

Zum zentralen Prinzip der UN-BRK zählt neben dem Schutz vor DiskrƛƳƛƴƛŜǊǳƴƎ ƛƴǎōŜǎƻƴŘŜǊŜ ŘƛŜ αǾƻƭƭŜ ǳƴŘ 

ǿƛǊƪǎŀƳŜ ¢ŜƛƭƘŀōŜ ŀƴ ŘŜǊ DŜǎŜƭƭǎŎƘŀŦǘ ǳƴŘ 9ƛƴōŜȊƛŜƘǳƴƎ ƛƴ ŘƛŜ DŜǎŜƭƭǎŎƘŀŦǘά ό!ǊǘƛƪŜƭ о ¦b-BRK). Mit dem BTHG 

wird das deutsche Recht in Bezug auf die UN-BRK weiterentwickelt. 

 

Mit dem Bundesteilhabegesetz wird die EinƎƭƛŜŘŜǊǳƴƎǎƘƛƭŦŜ ŀǳǎ ŘŜƳ αCǸǊǎƻǊƎŜǎȅǎǘŜƳά ŘŜǊ {ƻȊƛŀƭƘƛƭŦŜ 

herausgeführt und ermöglicht dadurch mehr individuelle Selbstbestimmung durch ein modernes Recht auf 

Teilhabe und die dafür notwendigen Unterstützungen.  

 

Daher werden die Fachleistungen der Eingliederungshilfe zukünftig klar von den Leistungen zum Lebensunterhalt 

getrennt und finanziert. Das ist ein kompletter Systemwechsel.  

 

Künftig steht damit der Mensch im Mittelpunkt: Was Menschen wegen ihrer Behinderung an 

Unterstützungsleistungen bekommen, ist dann nur noch davon abhängig, was sie brauchen und was sie möchten 

und nicht länger vom Ort der Unterbringung. Selbstverständlich bleiben die Ansprüche auf existenzsichernde 

Leistungen aus der Grundsicherung z. B. bei Erwerbsminderung nach dem SGB XII bestehen. 

 

Das BTHG hat folgende Vorteile für die Betroffenen: 

 

¶ Unterstützungsmaßnahmen setzen bereits vor der Rehabilitation ein und werden durch geförderte 

Modellprojekte gestärkt. 

¶ Seit dem 1. Januar 2018 reicht ein Reha-Antrag aus, um alle benötigten Leistungen von verschiedenen Reha-

Trägern zu erhalten, und die Zusammenarbeit der Rehabilitationsträger wird straffer geregelt: Leistungen 

αǿƛŜ ŀǳǎ ŜƛƴŜǊ IŀƴŘά ǿŜǊŘŜƴ ƳǀƎƭƛŎƘΦ 

¶ Die Betroffenen werden durch eine ergänzende unabhängige Beratung gestärkt. 

¶ Die Leistungen der sozialen Teilhabe werden in einem Leistungskatalog konkretisiert und gebündelt, 

Elternassistenz und Assistenz in der schulischen und beruflichen Weiterbildung erstmalig ausdrücklich 

geregelt und neue Jobchancen in Betrieben für Werkstattbeschäftigte durch ein Budget für Arbeit geschaffen. 

¶ Im Arbeitsumfeld werden die Vertretungsrechte für Schwerbehindertenvertretungen und Werkstatträte 

gestärkt. 

¶ Die Eingliederungshilfe wird mit Blick auf den individuellen Bedarf erbracht und echte Wahlfreiheit bei der 

Unterkunft ermöglicht. 

¶ Beziehern von Leistungen der Eingliederungshilfe wird es nun möglich sein, deutlich mehr vom eigenen 

Einkommen zu behalten und zu sparen. 

¶ Auch Menschen, die keiner Erwerbstätigkeit nachgehen können und Leistungen der Sozialhilfe erhalten, 

ǎƻƭƭŜƴ ōŜǎǎŜǊƎŜǎǘŜƭƭǘ ǿŜǊŘŜƴΦ IƛŜǊȊǳ ǎƻƭƭ Řŀǎ ƎŜǎŎƘƻƴǘŜ .ŀǊǾŜǊƳǀƎŜƴ Ǿƻƴ нΦслл ϵ ŀǳŦ рΦллл ϵ ŀƴƎŜƘƻōŜƴ 

werden. 
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Das Bundesteilhabegesetz tritt in vier Stufen in Kraft, beginnend mit dem 30.12.2016 bis zum 01.01.2023: 

 

Reformstufe 1 (ab 01.01.2017 / 01.04.2017) 

 

¶ Änderungen im Schwerbehindertenrecht 

¶ Erste Stufe bei Verbesserungen in der Einkommens- und Vermögensheranziehung, insbesondere durch die 

9ǊƘǀƘǳƴƎ ŘŜǎ 9ƛƴƪƻƳƳŜƴǎŦǊŜƛōŜǘǊŀƎǎ ǳƳ ōƛǎ Ȋǳ нсл ϵ ƳƻƴŀǘƭƛŎƘ ǳƴŘ ŘŜǎ ±ŜǊƳǀƎŜƴǎŦǊŜƛōŜǘǊŀƎǎ ǳƳ нрΦллл ϵ 

¶ ±ŜǊŘƻǇǇŜƭǳƴƎ ŘŜǎ !ǊōŜƛǘǎŦǀǊŘŜǊǳƴƎǎƎŜƭŘŜǎ Ǿƻƴ нс ϵ ŀǳŦ рн ϵ ƳƻƴŀǘƭƛŎƘ 

¶ Erhöhung des Schonvermögens für Bezieher von SGB XII-[ŜƛǎǘǳƴƎŜƴ Ǿƻƴ нΦсллϵ ŀǳŦ рΦллл ϵΦ 

 

Reformstufe 2 (ab 01.01.2018) 

 

¶ Einführung SGB IX, Teil 1 (Verfahrensrecht) und Teil 3 (Schwerbehindertenrecht) 

¶ Vorgezogene Verbesserungen im Bereich der Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben und im 

Gesamtplanverfahren in der Eingliederungshilfe im SGB XII. 

 

Reformstufe 3 (ab 01.01.2020) 

 

¶ Einführung SGB IX, Teil 2 (Eingliederungshilferecht) 

¶ Trennung der Fachleistungen der Eingliederungshilfe von den existenzsichernden Leistungen 

¶ Zweite Stufe bei Verbesserungen in der Einkommens- und Vermögensheranziehung: Der 

±ŜǊƳǀƎŜƴǎŦǊŜƛōŜǘǊŀƎ ǎǘŜƛƎǘ ŀǳŦ ǊǳƴŘ рлΦллл ϵΦ tŀǊǘƴŜǊŜƛƴƪƻƳƳŜƴ ǳƴŘ ςvermögen wird nicht mehr 

herangezogen. 

 

Reformstufe 4 (ab 01.01.2023) 

 

¶ Neubestimmung des leistungsberechtigten Personenkreises in der Eingliederungshilfe (Artikel 25a BTHG, § 99 

SGB IX). 

 
ü Organisationsuntersuchung im Sozial- und Inklusionsamt 

Im Jahr 2000 wurde eine umfassende Organisationsuntersuchung mit Personalbemessung im Sozialamt 

durchgeführt. Im Jahr 2016 wurden das Kreissozialamt und das Eingliederungs- und Versorgungsamt 

zusammengelegt, um die Aufbauorganisation zu optimieren. 

 

Die Rödl & Partner GbR aus Nürnberg wurde als externes Beratungsunternehmen am 27. Juli 2018 mit der 

Durchführung der Organisationsuntersuchung mit Personalbedarfsermittlung im Sozial- und Inklusionsamt 

beauftragt. 

 

Ziele der Organisationsuntersuchung sind: 

¶ Durchführung einer Aufgabenanalyse und ςkritik für den Gesamtbereich des Sozial- und Inklusionsamtes 

¶ Optimierung der Ablauforganisation (Geschäftsprozessoptimierung) 
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¶ Ausarbeitung von Organisationsvorschlägen zur Aufbau- und Ablauforganisation für zukünftige Entwicklungen 

wie z. B. mögliche Einrichtung eines Sozialen Bürgerservices, mögliche Auflösung der Stabsstelle 

Sozialplanung 

¶ Berücksichtigung der Aufgabenänderungen im Bereich der Eingliederungshilfe aufgrund der 

Gesetzesänderungen (BTHG) sowie hieraus resultierenden Personalbedarf 

¶ Erarbeitung von Vorschlägen für die Digitalisierung von Dienstleistungen im sozialen Bereich 

¶ Ermittlung des erforderlichen Stellenbedarfs im Sozial- und Inklusionsamt 

¶ Entwicklung eines fortschreibbaren Modells für die Personalbedarfsermittlung. 

 

Die Organisationsuntersuchung startete am 9. Oktober 2018 mit einer Auftaktveranstaltung für alle 

Mitarbeitenden des Sozial- und Inklusionsamtes. Die Tätigkeit des Beratungsunternehmens ist bis zum zweiten 

Quartal 2019 vorgesehen. 

  

 

Berichte aus den Sachg ebieten  

ü {ŀŎƘƎŜōƛŜǘ α{ƻȊƛŀƭƘƛƭŦŜ {D. ·LLά 

 

Hilfe zum Lebensunterhalt 

Hilfe zum Lebensunterhalt ist Personen zu leisten, die ihren notwendigen Lebensunterhalt nicht oder nicht 

ausreichend aus eigenen Kräften und Mitteln bestreiten können. 

 

Der für die Gewährleistung des Existenzminimums notwendige Lebensunterhalt umfasst insbesondere Ernährung, 

Kleidung, Körperpflege, Hausrat, Haushaltsenergie ohne die auf Heizung und Erzeugung von Warmwasser 

entfallenden Anteile, persönliche Bedürfnisse des täglichen Lebens sowie Unterkunft und Heizung.  

Zu den persönlichen Bedürfnissen des täglichen Lebens gehört in vertretbarem Umfang eine Teilhabe am sozialen 

und kulturellen Leben in der Gemeinschaft; dies gilt in besonderem Maß für Kinder und Jugendliche, die Anspruch 

auf Leistungen für Bildung und Teilhabe haben. 

 

Haushalte mit Hilfe zum Lebensunterhalt 

 2010 2015 2016 2017 2018 

Kreisgebiet, ohne die 

Städte Ravensburg und 

Weingarten 

43 

 

48 

 

55 

 

60 

 
63 

 

Stadt Ravensburg 48 
 

22 
 

19 
 

28 
 

23 
 

Stadt Weingarten 27 
 

24 
 

22 
 

21 
 

23 
 

Landkreis 118 
 

94 
 

96 
 

109 
 

109 
 

Quelle: Sozial- und Inklusionsamt, Städte Ravensburg und Weingarten 
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Personen mit Hilfe zum Lebensunterhalt 

 2010 2015 2016 2017 2018 

Kreisgebiet, ohne die 

Städte Ravensburg und 

Weingarten 

46 

 

49 

 

55 

 

61 

 
64 

 

Stadt Ravensburg 51 
 

24 
 

21 
 

31 
 

30 
 

Stadt Weingarten 29 
 

25 
 

23 
 

22 
 

25 
 

Landkreis 126 
 

98 
 

99 
 

114 
 

119 
 

Quelle: Sozial- und Inklusionsamt, Städte Ravensburg und Weingarten 

 

 

Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben im [ŀƴŘƪǊŜƛǎ ƛƴ ϵ 

 2010 2015 2016 2017 2018 

Ausgaben Hilfe zum  

Lebensunterhalt 
2.666.897 

 
4.300.210 

 
3.632.468 

 
3.696.592 

 
3.797.916 

 

Einnahmen aus 

Unterhaltkosten-

beiträgen und 

ersetzen 

476.343 

 

1.369.983 

 

812.649 

 

771.380 

 

749.467 

 

Ausgaben gesamt 
(Netto) 

2.190.554 
 

2.930.227  
 

2.819.819  
 

2.925.212  
 

3.048.449  
 

Vgl. zum Vorjahr (%) k. A. 
 

k. A. 
 

-3,77 
 

3,74 
 

4,21 
 

 

 

Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 

Anspruch auf Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem 4. Kapitel des SGB XII haben 

Personen, die die Altersgrenze erreicht haben sowie Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben und 

dauerhaft voll erwerbsgemindert sind, sofern sie ihren notwendigen Lebensunterhalt nicht ausreichend aus 

eigenen Kräften und Mitteln, insbesondere aus ihrem Einkommen und Vermögen, sicherstellen können.  

Der Umfang der Leistungen umfasst folgende Positionen: 

¶ den maßgebenden Regelbedarf der Leistungsberechtigten, 

¶ die angemessenen Aufwendungen für Unterkunft und Heizung, 

¶ evtl. Mehrbedarfe, wie z. B. bei einer Gehbehinderung (Merkzeichen G im Schwerbehindertenausweis) sowie 

¶ die Übernahme von Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträgen, Zusatzbeiträgen und Vorsorgebeiträgen. 
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Haushalte mit Grundsicherung außerhalb von Einrichtungen 

 2010 2015 2016 2017 2018 

Kreisgebiet, ohne die 

Städte Ravensburg und 

Weingarten 

754 

 

985 

 

935 

 

994 

 
1.003 

 

Stadt Ravensburg 374  396  374  375  374  

Stadt Weingarten 220  252   238   231   252   

Landkreis 1.348  1.633  1.547  1.600  1.629  

Quelle: Sozial- und Inklusionsamt, Städte Ravensburg und Weingarten 

 

Personen mit Grundsicherung außerhalb von Einrichtungen 

 2010 2015 2016 2017 2018 

Kreisgebiet, ohne die 

Städte Ravensburg und 

Weingarten 

808 

 

1.073 

 

1.011 

 

1.062 

 
1.068 

 

Stadt Ravensburg 420  442  419  411  411  

Stadt Weingarten 257  292   275   268   290   

Landkreis 1.485  1.807  1.705  1.741  1.769  

Quelle: Sozial- und Inklusionsamt, Städte Ravensburg und Weingarten 

 

9ƴǘǿƛŎƪƭǳƴƎ ŘŜǊ 9ƛƴƴŀƘƳŜƴ ǳƴŘ !ǳǎƎŀōŜƴ ƛƴ ϵ όGrundsicherung außerhalb von Einrichtungen) 

 2010 2015 2016 2017 2018 

Landkreis 

Ausgaben (Brutto) 3.740.726  9.791.373  8.974.842  9.334.654  9.863.930  

Einnahmen * 162.984  557.212  423.146  514.075  579.628  

Ausgaben (Netto) 3.577.742  9.234.161   8.551.696   8.820.579   9.284.302   

Stadt Ravensburg 

Ausgaben (Brutto) 1.924.298 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 

Einnahmen * 89.574 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 

Ausgaben (Netto) 1.834.724 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 beim 

Landkreis 

enthalten 
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Stadt Weingarten 

Ausgaben (Brutto) 1.223.361 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 

Einnahmen * 37.949 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 

Ausgaben (Netto) 1.185.412 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 beim 

Landkreis 

enthalten  

 beim 

Landkreis 

enthalten  

 

Summen 

Ausgaben (Brutto) 6.888.385  9.791.373  8.974.842  9.334.654  9.863.930  

Einnahmen * 290.507  557.212  423.146  514.075  579.628  

Ausgaben (Netto) 6.597.878  9.234.161   8.551.696   8.820.579   9.284.302   

Vgl. zum Vorjahr (%) k. A.  k. A.  7,39  3,14  5,26  

 *  ohne Ausgleichsleistungen des Bundes 
 

Personen (Haushalte) mit Grundsicherung innerhalb von Einrichtungen 

 2010 2015 2016 2017 2018 

Kreisgebiet, ohne die 

Städte Ravensburg und 

Weingarten 

97 

 

205 

 

183 

 

173 

 
165 

 

Stadt Ravensburg 44 
 

44 
 

39 
 

41 
 

50 
 

Stadt Weingarten 11 
 

28 
 

23 
 

22 
 

22 
 

Landkreis 152 
 

277 
 

245 
 

236 
 

237 
 

Quelle: Sozial- und Inklusionsamt, Städte Ravensburg und Weingarten 

 

9ƴǘǿƛŎƪƭǳƴƎ ŘŜǊ 9ƛƴƴŀƘƳŜƴ ǳƴŘ !ǳǎƎŀōŜƴ ƛƴ ϵ όDǊǳƴŘǎƛŎƘŜǊǳƴƎ ς innerhalb von Einrichtungen) 

 2010 2015 2016 2017 2018 

Landkreis 

Ausgaben (Brutto) 5.995.780  6.416.180  5.954.963  5.806.797  5.844.371  

Einnahmen * 2.937.881  2.198.576  1.589.309  1.498.433  1.407.230  

Ausgaben (Netto) 3.057.899  4.217.604  4.308.364  4.308.364  4.437.141  
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Stadt Ravensburg 

Ausgaben (Brutto) 189.299 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 

Einnahmen * 14.777 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 

Ausgaben (Netto) 174.522 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 

Stadt Weingarten 

Ausgaben (Brutto) 89.763 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 

Einnahmen * 142 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 

Ausgaben (Netto) 89.621 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 beim 

Landkreis 

enthalten 

 beim 

Landkreis 

enthalten  

 beim 

Landkreis 

enthalten  

 

Summen 

Ausgaben (Brutto) 6.274.842  6.416.180  5.954.963  8.506.797  5.844.371  

Einnahmen * 2.952.800  2.198.576  1.589.654  1.498.433  1.407.230  

Ausgaben (Netto) 3.322.042  4.217.604  4.365.309  4.308.364  4.437.141  

Vgl. zum Vorjahr (%) k. A.  k. A.  3,50  -1,30  2,99  

 

*  ohne Ausgleichsleistungen des Bundes  

 

Ausgleichsleistungen des Bundes für die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 

 

Die Erhöhung der Ausgleichsleistungen des Bundes resultiert daraus, dass der Bund ab 2012 45% der 

Nettoausgaben für Grundsicherung übernommen hat. Ab dem Jahr 2013 beträgt die Beteiligung des Bundes 75%. 

Seit dem Jahr 2014 werden die Nettoausgaben in voller Höhe übernommen. 

Soweit der Bund mehr als 50 Prozent der Nettoausgaben finanziert, wird die Grundsicherung im Alter und bei 

Erwerbsminderung gemäß Artikel 104a Absatz 3 Grundgesetz in Bundesauftragsverwaltung durchgeführt. 

 
  

 2010 2015 2016 2017 2018 

Ausgleichsleistungen 

ŘŜǎ .ǳƴŘŜǎ ƛƴ aƛƻΦ ϵ 
1,31 

 
13,17 

 
12,92 

 
13,13 

 
13,25 
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Hilfe zur Pflege 

Personen, die pflegebedürftig im Sinne des § 61a SGB XII sind, haben Anspruch auf Hilfe zur Pflege, soweit ihnen 

und ihren nicht getrenntlebenden Ehegatten oder Lebenspartnern nicht zuzumuten ist, dass sie die für die Hilfe 

zur Pflege benötigten Mittel aus dem Einkommen und Vermögen aufbringen. Pflegebedürftig sind Personen, die 

gesundheitlich bedingte Beeinträchtigungen der Selbständigkeit oder der Fähigkeiten aufweisen und deshalb der 

Hilfe durch andere bedürfen. Pflegebedürftige Personen können körperliche, kognitive oder psychische 

Beeinträchtigungen oder gesundheitlich bedingte Belastungen oder Anforderungen nicht selbständig 

kompensieren oder bewältigen. 

 

Für die Gewährung von Leistungen der Hilfe zur Pflege sind pflegebedürftige Personen entsprechend den im 

Begutachtungsverfahren nach § 62 SGB XII ermittelten Gesamtpunkten in einen der Schwere der 

Beeinträchtigungen der Selbständigkeit oder der Fähigkeiten entsprechenden Pflegegrad einzuordnen: 

¶ Pfleggrad 1: geringe Beeinträchtigungen der Selbständigkeit oder der Fähigkeiten (ab 12,5 bis unter 27 

Gesamtpunkte) 

¶ Pfleggrad 2: erhebliche Beeinträchtigungen der Selbständigkeit oder der Fähigkeiten (ab 27 bis unter 47,5 

Gesamtpunkte) 

¶ Pflegegrad 3: schwere Beeinträchtigungen der Selbständigkeit oder der Fähigkeiten (ab 47,5 bis unter 70 

Gesamtpunkte) 

¶ Pflegegrad 4: schwerste Beeinträchtigungen der Selbständigkeit oder der Fähigkeiten (ab 70 bis unter 90 

Gesamtpunkte) 

¶ Pflegegrad 5: schwerste Beeinträchtigungen der Selbständigkeit oder der Fähigkeiten mit besonderen 

Anforderungen an die pflegerische Versorgung (ab 90 bis 100 Gesamtpunkte). 

 

Entwicklung der Fallzahlen ς stationäre Hilfe zur Pflege 

 
Empfänger von stationärer Hilfe zur Pflege (Heimfälle) 

Landkreis 

Ravensburg 

Pflegestufe: 2010 2015 2016 Pflegegrad: 2017  2018  

0 32  18  17  1 3  3  

1 130  127  155  2 80  80  

2 166  167  184  3 159  162  

3 125  108  112  4 160  148  

4 0  2  4  5 96  76  

Summe 453  422  472   498  469  
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Stadt 

Ravensburg 

Pflegestufe: 2010 2015 2016 Pflegegrad: 2017  2018  

0 16  14  16  
1 5  3  

1 40  45  42  
2 27  32  

2 52  46  54  
3 44  48  

3 29  33  24  
4 42  45  

4 0  0  0  
5 25 

 25  

Summe 137  138  136   
143 

 153  

Stadt 

Weingarten 

Pflegestufe: 2010  2015  2016  Pflegegrad: 2017  2018  

0 7  2  2  1 1 
 1  

1 20  20  19  2 10 
 10  

2 37  32  37  3 22 
 19  

3 23  26  31  4 30 
 40  

4 0  1  2  5 28 
 26  

Summe 87  81  91   
91 

 96  

Summe Landkreis 677  641  699   
732 

 718  

Quelle: Sozial- und Inklusionsamt, Städte Ravensburg und Weingarten 

 

  



 
 

30 

 

Entwicklung der Fallzahlen ς ambulante Hilfe zur Pflege 

 
Empfänger von ambulanter Hilfe zur Pflege 

Landkreis 

Ravensburg 

Pflegestufe: 2010 2015 2016 Pflegegrad: 2017  2018  

0 33  27  25  1 18  12  

1 28  20  19  2 14  12  

2 12  14  13  3 10  15  

3 7  7  9  4 6  6  

- -  -  -  5 2  1  

Summe 80  68  66   50  46  

Stadt 

Ravensburg 

Pflegestufe: 2010 2015 2016 Pflegegrad: 2017  2018  

0 21  8  14  
1 1  0  

1 15  9  7  
2 6  6  

2 7  7  7  
3 4  3  

3 5  4  4  
4 4  4  

- -  -  -  
5 

2  2  

Summe 48  28  32   
17 

 15  

Stadt 

Weingarten 

Pflegestufe: 2010  2015  2016  Pflegegrad: 2017  2018  

0 23  16  14  1 7 
 9  

1 10  17  13  2 6 
 6  

2 14  25  16  3 11 
 8  

3 6  11  7  4 10 
 8  

- -  -  -  5 2 
 2  

Summe 53  69  50   
36 

 33  

Summe Landkreis 181  165  148   
103 

 96  

Quelle: Sozial- und Inklusionsamt, Städte Ravensburg und Weingarten 
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Durch das Pflegestärkungsgesetz 2 wurde der Begriff der Pflegebedürftigkeit neu definiert. Für einige Personen 

ist der Anspruch auf Leistungen der Hilfe zur Pflege ab dem 1. Januar 2017 entfallen, da ς abgesehen vom 

Entlastungsbetrag, der bereits bei Vorliegen von Pflegegrad 1 gewährt werden kann ς ein Anspruch nach dem 7. 

Kapitel des SGB XII nur bestehen kann, wenn mindestens Pflegegrad 2 vorliegt. Stattdessen haben einige 

Personen einen Anspruch auf Besitzstandsleistungen nach § 138 SGB XII oder aber nach § 70 SGB XII (Hilfe zur 

Weiterführung des Haushalts). Um die Vergleichbarkeit zu den Vorjahren herstellen zu können, sind daher unter 

Pflegegrad 0/1 auch Fälle erfasst, die im engeren Sinne keine Hilfe zur Pflege mehr erhalten. Zu beachten ist 

hierbei, dass durch die Erhöhung der Pflegesachleistungen der Pflegekasse ebenfalls Personen aus dem 

Leistungsbezug ausgeschieden sind. 

 

Leistungen der Hilfen zur Pflege und in anderen Lebenslagen ƛƳ [ŀƴŘƪǊŜƛǎ ƛƴ ϵ 

 2010 2015 2016 2017 2018 

Hilfe zur Pflege  

ambulant 
1.105.183 

 
1.280.041 

 
1.282.735 

 
1.166.732 

 
1.346.060 

 

Hilfe zur Pflege  

stationär 
8.401.271 

 
10.118.895 

 
11.083.637 

 
11.432.914 

 
11.971.592 

 

Ausgaben Hilfe zur  
Pflege (Brutto) 

9.506.454 
 

11.398.936 
 

12.366.372 
 

12.599.646 
 

13.317.652 
 

Hilfen in sonstigen 
besonderen 
Lebenslagen/ 
Krankenhilfe 

1.159.889 

 

1.902.725 

 

899.657 

 

964.915 

 

1.116.457 

 

Ausgaben gesamt 
(Brutto) 

10.666.343 
 

13.301.661 
 

13.266.029 
 

13.564.561 
 

14.434.109 
 

Einnahmen 1.089.956 
 

1.245.496 
 

1.446.683 
 

1.317.250 
 

1.232.785 
 

Ausgaben gesamt 
(netto) 

9.576.387 
 

12.056.165 
 

11.819.346 
 

12.247.311 
 

13.201.324 
 

Vgl. zum Vorjahr (%) k. A. 
 

k. A. 
 

-1,96 
 

3,62 
 

7,79 
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Pflegesatzvereinbarungen nach SGB XI und Vergütungsvereinbarungen nach SGB XII  

Der Kommunalverband für Jugend und Soziales (KVJS) hat seit 1. Januar 2005 im Auftrag und im Namen des 

örtlichen Trägers der Sozialhilfe (= Sozial- und Inklusionsamt) u. a. folgende Aufgaben übernommen: 

 

im Bereich der Vergütungen und Entgelte: 

¶ Durchführung von Verhandlungen in den Rechtskreisen SGB XI und SGB XII 

¶ Erteilung des Einvernehmens zum Abschluss und zur Kündigung eines Versorgungsvertrags nach dem SGB XI 

¶ Abschluss von Leistungs-, Qualitäts- und Vergütungsvereinbarungen für Pflegeeinrichtungen sowie für 

ambulante Dienste einschließlich deren Kündigung (Verhandlungsaufforderung) 

¶ Abschluss von Leistungs-, Vergütungs- und Prüfungsvereinbarungen für Einrichtungen sowie Dienste der 

Behindertenhilfe und der Hilfen nach § 67 SGB XII einschließlich deren Kündigung 

(Verhandlungsaufforderung) 

¶ Durchführung von Schiedsstellen- und Klageverfahren im SGB XI und SGB XII. 

 

im Bereich der Investitionskosten: 

¶ Prüfung und Berechnung der betriebsnotwendigen Investitionsaufwendungen in den Rechtskreisen SGB 

XI und SGB XII 

¶ Abschluss und Kündigung von Vereinbarungen im SGB XI und SGB XII 

¶ Zustimmung zur Erhöhung der Vergütung bei Investitionsmaßnahmen nach dem SGB XI und SGB XII 

¶ Beratung des Sozial- und Inklusionsamtes sowie der Leistungserbringer bei Vorhaben ohne investive 

Förderung sowie deren Prüfung. 

 

im Bereich der Prüfungsaufgaben: 

¶ Durchführung von Personalabgleichen und Abschluss von Kürzungsvereinbarungen im Bereich des SGB XI 

¶ Prüfung von Wirtschaftlichkeit und Qualität der Leistungen nach dem SGB XII 

¶ Prüfung der Arbeitsergebnisse in den Werkstätten für behinderte Menschen. 

 

im Bereich der Gremien- und Kommissionsarbeit: 

¶ Vertragskommission 

¶ Schiedsstellen 

¶ Örtliche Arbeitsgemeinschaften (z. B. AG Teilhabe). 

 

Die Pflegesatzvereinbarungen nach dem SGB XI werden i. d. R. jährlich auf der Grundlage der steigenden 

Personal- und Sachkosten neu verhandelt. Die Vergütungsvereinbarungen im SGB XII wurden bereits aufgrund 

der Einführung der 3. Reformstufe des Bundesteilhabegesetzes zum 01.01.2020 i. d. R. bis 31. Dezember 2019 

abgeschlossen. 
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Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten 

Personen, bei denen besondere Lebensverhältnisse mit sozialen Schwierigkeiten verbunden sind, sind Leistungen 

zur Überwindung dieser Schwierigkeit zu erbringen, wenn sie aus eigener Kraft hierzu nicht fähig sind. 

 

Besondere Verhältnisse sind Obdachlosigkeit, fehlende wirtschaftliche Grundlage, Gewalt in der Wohnung oder 

auch die Entlassung aus einer geschlossenen Einrichtung, wie einer Justizvollzugsanstalt oder einer 

psychiatrischen Klinik. Soziale Schwierigkeiten liegen dann vor, wenn die Person durch ausgrenzendes Verhalten 

an einem Leben in der Gesellschaft gehindert ist, etwa weil sie suchtkrank ist. 

 

Die Leistungen umfassen alle Maßnahmen, die notwendig sind, um die Schwierigkeiten abzuwenden, zu 

beseitigen, zu mildern oder ihre Verschlimmerung zu verhüten, insbesondere Beratung und persönliche 

Betreuung für die Leistungsberechtigten und ihre Angehörigen, Hilfen zur Ausbildung, Erlangung und Sicherung 

eines Arbeitsplatzes sowie Maßnahmen bei der Erhaltung und Beschaffung einer Wohnung. 

 

CŀƭƭȊŀƘƭŜƴ ǳƴŘ [ŜƛǎǘǳƴƎŜƴ ƛƴ ϵ 

 2010 2015 2016 2017 2018 

Fallzahlen 60 
 

52 
 

69 
 

67 
 

57 
 

Ausgaben (Brutto) 613.816 
 

680.996 
 

891.785 
 

907.318 
 

1.058.774 
 

Einnahmen 134.660 
 

106.410 
 

136.145 
 

161.824 
 

208.553 
 

Ausgaben (netto) 479.156 
 

574.586 
 

755.640 
 

745.494 
 

850.221 
 

Quelle: Sozial- und Inklusionsamt 
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ü {ŀŎƘƎŜōƛŜǘ α{ƻƴŘŜǊƭŜƛǎǘǳƴƎŜƴ ǳƴŘ {ŎƘǳƭŘƴŜǊōŜǊŀǘǳƴƎά 

 

Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) 

Auf individuelle Ausbildungsförderung besteht für eine der Neigung, Eignung und Leistung entsprechende 

Ausbildung ein Rechtsanspruch nach Maßgabe dieses Gesetzes, wenn dem Auszubildenden die für seinen 

Lebensunterhalt und seine Ausbildung erforderlichen Mittel anderweitig nicht zur Verfügung stehen. 

 

9ƴǘǿƛŎƪƭǳƴƎ ŘŜǊ !ƴȊŀƘƭ ŘŜǊ [ŜƛǎǘǳƴƎǎōŜȊƛŜƘŜǊ ǳƴŘ ŘŜǊ !ǳǎƎŀōŜƴ ƛƴ ϵ 

 2010 2015 2016 2017 2018 

Bezieher von  
BAföG-Leistungen 

449 
 

284 
 

262 
 

235 
 

200 
 

Mtl. Zahlung pro 
Bezieher im Schnitt 

453 
 

1.559 
 

984 
 

1.308 
 

1.070 
 

Gesamtausgaben 2.438.380 
 

5.313.522 
 

3.087.769 
 

3.692.057 
 

2.562.103 
 

 
Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz (sog. Aufstiegs-BAföG) 

Ziel der individuellen Förderung nach dem Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz ist es, Teilnehmende an 

Maßnahmen der beruflichen Aufstiegsfortbildung durch Beiträge zu den Kosten der Maßnahme und zum 

Lebensunterhalt finanziell zu unterstützen.  

 

Leistungen zum Lebensunterhalt werden gewährt, soweit die dafür erforderlichen Mittel anderweitig nicht 

zur Verfügung stehen. 

 

Entwicklung der Anzahl der Leistungsbescheide 

 2010 2015 2016 2017 2018 

Anzahl der Leistungs- 
bescheide für Darlehen 

782 

 

856 

 

839 

 

908 

 

919 

 

Anzahl der Leistungs-

bescheide für Leistungen 

zum Lebensunterhalt 

317 

 

342 

 

364 

 

502 

 

527 

 

 

Die Anzahl der Leistungsbescheide hängt vom Aufbau der geförderten Aufstiegsfortbildung ab. Je 

Maßnahmenabschnitt ist ein neuer Förderantrag des Teilnehmers erforderlich und wird entsprechend 

beschieden. 
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Wohngeld 

Am 1. Januar 2016 ist nach sieben Jahren wieder eine Wohngeldreform in Kraft getreten. Es sind folgende 

wesentliche Änderungen vorgenommen worden: 

¶ Erhöhung der Wohngeldleistungen für einkommensschwächere Haushalte, um die Wohnkosten für 

angemessenen und familiengerechten Wohnraum tragen zu können, 

¶ Anhebung der Miethöchstbeträge, angepasst an die regional vorherrschende Durchschnittsmiete, 

¶ Neue Festlegung der Mietstufen: Je nach Mietniveau wurden alle Gemeinden und Kreise einer der sechs 

Mietstufen neu zugeordnet. Die Miethöchstbeträge sind von der jeweiligen Mietstufe abhängig. 

 

Haushalte mit Wohngeldbezug 

 2010 2015 2016 2017 2018 

Stadt Leutkirch 236  80  102  k. A.  117  

Stadt Wangen 361  142  166  176  163  

Stadt Weingarten 304  164  211  234  223  

Stadt Ravensburg 618  272  422  459  436  

Landkreis ohne 

Städte 
1.415 

 
456 

 
607 

 
638 

 
586 

 

Summe 2.934  1.114  1.508  1.507  1.525  

  Quelle: Sozial- und Inklusionsamt; Städte Leutkirch, Ravensburg, Wangen und Weingarten 

 

9ƴǘǿƛŎƪƭǳƴƎ ŘŜǊ !ǳǎƎŀōŜƴ ƛƴ ϵ 

 2010 2015 2016 2017 2018 

Stadt Leutkirch 478.655  140.777  226.777  k. A.  258.051  

Stadt Wangen 747.592  208.970  372.789  338.467  303.779  

Stadt Weingarten 705.420  311.753  537.958  587.487  572.735  

Stadt Ravensburg 1.426.246  438.016  1.055.066  984.453  931.663  

Landkreis ohne Städte 3.091.308  694.611  1.298.953  1.245.557  1.079.212  

Summe 6.449.221  1.794.127  3.491.543  3.155.964  3.145.440  

 Quelle: Sozial- und Inklusionsamt; Städte Leutkirch, Ravensburg, Wangen und Weingarten 
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Schuldnerberatung 

Anmeldungen und Regulierungen 

 
 

Der Rückgang bei den Anmeldungen und den Erstberatungen in der Schuldnerberatung im Landkreis 

Ravensburg liegt im bundesweiten Trend. Die Zahl der Insolvenzen sowie die Überschuldung der Haushalte 

sind wie in den Vorjahren bundesweit rückläufig. Hauptursächlich hierfür ist die positive konjunkturelle 

Entwicklung. 

 

Die Anzahl der regulierten Fälle konnte im Jahr 2018 gegenüber dem Vorjahr deutlich gesteigert werden. 

 

Anmeldungen aufgeteilt nach Gemeinden des Landkreises 

Gemeinden 
Anmeldungen  

2010 2015 2016 2017 2018 

Achberg 2  4  2  1  1  

Aichstetten 2  5  3  6  5  

Aitrach 7  1  2  4  3  

Altshausen 15  7  7  7  4  

Amtzell 6  5  5  7  3  

Argenbühl 17  9  14  7  10  

0
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487 
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430 

143 

73 
95 

60 
92 

Anmeldungen Erstberatungen regulierte Fälle
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Gemeinden 
Anmeldungen  

2010 2015 2016 2017 2018 

Aulendorf 41  26  29  28  20  

Bad Waldsee 60  48  29  36  36  

Bad Wurzach 35  26  30  24  29  

Baienfurt 37  12  18  16  9  

Baindt 10  15  11  8  8  

Berg 6  6  7  4  7  

Bergatreute 2  4  8  2  4  

Bodnegg 4  2  3  8  5  

Boms 0  1  0  1  0  

Ebenweiler 4  2  2  0  1  

Ebersbach-Musbach 1  3  1  1  1  

Eichstegen 0  0  0  0  2  

Fleischwangen 4  3  1  1  2  

Fronreute 7  9  8  4  3  

Grünkraut 13  3  5  7  2  

Guggenhausen 1  0  0  0  0  

Horgenzell 9  6  9  4  5  

Hoßkirch 5  0  0  3  1  

Isny 53  44  33  25  35  

Königseggwald 15  15  21  18  13  

Kißlegg 2  1  0  0  0  

Leutkirch 52  51  44  47  29  

Ravensburg 220  161  172  137  121  

Riedhausen 5  1  3  0  0  

Schlier 10  5  6  9  5  

Unterwaldhausen 0  0  0  0  0  

Vogt 8  7  5  13  2  

Waldburg 4  5  3  3  2  

Wangen 92  68  59  73  75  

Weingarten 101  67  72  70  81  

Wilhelmsdorf 8  15  13  8  13  

Wolfegg 4  8  7  3  4  

Wolpertswende 8  10  7  8  10  

andere Landkreise 2  4  2  1  0  

Summen 872  659  641  594  551  
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Zusammenarbeit mit der Bürgerstiftung Kreis Ravensburg 

In Zusammenarbeit mit der Bürgerstiftung Kreis Ravensburg bietet die Schuldnerberatung drei verschiedene 

Projekte zur Entschuldung an. Dabei stellt die Schuldnerberatung den Schuldnern ein Darlehen über einen 

Betrag zur Verfügung, der für Vergleichszahlungen an die Gläubiger eingesetzt wird.  

 

Im Gegenzug verzichten die Gläubiger auf ihre Restforderungen. Die Schuldner leisten für das Darlehen 

Raten, die individuell im Rahmen ihrer finanziellen Möglichkeiten vereinbart wurden. 

 

LƳ tǊƻƧŜƪǘ α{ŎƘǳƭŘŜƴ ς (k)ein ²ŜƎ Ƙƛƴŀǳǎά ƛǎǘ ǾƻǊƎŜǎŜƘŜƴΣ Řŀǎǎ ŘƛŜ {ŎƘǳƭŘƴŜǊ ŘƛŜ 5ŀǊƭŜƘŜƴ ǾƻƭƭǎǘŅƴŘƛƎ 

zurückzahlen. Dadurch hat die Schuldnerberatung die Möglichkeit, die Mittel der Bürgerstiftung mehrmals 

einzusetzen, um Schuldner zu unterstützen. 

 

LƳ tǊƻƧŜƪǘ αό!Ǌύaǳǘ ƛƳ !ƭǘŜǊά ƳǸǎǎŜn die Schuldner, die im dauerhaften Rentenbezug und über 55 Jahre alt 

sind, nur die Hälfte des zur Verfügung gestellten Betrages zurückzahlen. 

 
5ŀǎ !ƴƎŜōƻǘ αό¦ƴύ{ƛŎƘŜǊ ƛƴ ŘƛŜ ½ǳƪǳƴŦǘάΣ Řŀǎ Ŝǎ ǎŜƛǘ 9ƴŘŜ нлмр ƎƛōǘΣ ǊƛŎƘǘŜǘ ǎƛŎƘ ŀƴ WǳƎŜƴŘƭƛŎƘŜ ǳƴŘ ƧǳƴƎŜ 

Erwachsene, die ebenfalls mit Mitteln der Bürgerstiftung Kreis Ravensburg bei der Entschuldung unterstützt 

werden sollen. Die vergebenen Darlehen sollen vollständig zurückbezahlt werden. Bisher wurde dieses 

Angebot nicht in Anspruch genommen. 

 

In den Jahren 201т ǳƴŘ нлму ǾŜǊƎŀō ŘƛŜ {ŎƘǳƭŘƴŜǊōŜǊŀǘǳƴƎ ȊŜƘƴ 5ŀǊƭŜƘŜƴ ǸōŜǊ Řŀǎ tǊƻƧŜƪǘ α{ŎƘǳƭŘŜƴ ς 

όƪύŜƛƴ ²ŜƎ Ƙƛƴŀǳǎά ƛƴ IǀƘŜ Ǿƻƴ мпΦтлл ϵΣ ŘƛŜ ȊǳǊ ǾƻƭƭǎǘŅƴŘƛƎŜƴ 9ƴǘǎŎƘǳƭŘǳƴƎ ŘŜǊ .ŜǘǊƻŦŦŜƴŜƴ ŦǸƘǊǘŜƴΦ 5ŀƳƛǘ 

ƪƻƴƴǘŜƴ DŜǎŀƳǘǎŎƘǳƭŘŜƴ ǸōŜǊ рпΦллл ϵ ŜǊƭŜŘƛƎǘ ǿŜǊŘŜƴΦ 

 

Im Rahmen dŜǎ tǊƻƧŜƪǘǎ αό!Ǌύaǳǘ ƛƳ !ƭǘŜǊά ǿǳǊŘŜƴ ƛƴ ŘŜƴ WŀƘǊŜƴ нлмт ǳƴŘ нлму ǾƛŜǊ {ŎƘǳƭŘƴŜǊ ǾƻƭƭǎǘŅƴŘƛƎ 

ŜƴǘǎŎƘǳƭŘŜǘΣ ƛƴŘŜƳ ŘƛŜ {ŎƘǳƭŘƴŜǊōŜǊŀǘǳƴƎ ŦǸǊ ±ŜǊƎƭŜƛŎƘǎȊŀƘƭǳƴƎŜƴ 5ŀǊƭŜƘŜƴ Ǿƻƴ тΦнлл ϵ ȊǳǊ ±ŜǊŦǸƎǳƴƎ 

ǎǘŜƭƭǘŜΦ 5ŀƳƛǘ ƪƻƴƴǘŜƴ {ŎƘǳƭŘŜƴ ǸōŜǊ тлΦулл ϵ ǊŜƎǳƭƛŜǊǘ ǿŜǊŘŜƴΦ 

 

{Ŝƛǘ нлмм ǎǘŜƭƭǘŜ ŘƛŜ .ǸǊƎŜǊǎǘƛŦǘǳƴƎ YǊŜƛǎ wŀǾŜƴǎōǳǊƎ ŘŜǊ {ŎƘǳƭŘƴŜǊōŜǊŀǘǳƴƎ aƛǘǘŜƭ ǸōŜǊ ƛƴǎƎŜǎŀƳǘ орΦллл ϵ 

ȊǳǊ ±ŜǊŦǸƎǳƴƎΦ 5ƛŜ {ŎƘǳƭŘƴŜǊōŜǊŀǘǳƴƎ ǾŜǊƎŀō ǎŜƛǘƘŜǊ 5ŀǊƭŜƘŜƴ Ǿƻƴ ǊǳƴŘ рнΦллл ϵ ǳƴŘ ŜǊǊŜƛŎƘǘŜ ŘŀƳƛǘ ŘƛŜ 

Entschuldung von insgesamt 39 SchuldnerhaushŀƭǘŜƴ Ƴƛǘ DŜǎŀƳǘǎŎƘǳƭŘŜƴ ƛƴ IǀƘŜ Ǿƻƴ пооΦллл ϵΦ  

 

5ƛŜ {ŎƘǳƭŘƴŜǊ ƘŀōŜƴ ōƛǎ 9ƴŘŜ нлму .ŜǘǊŅƎŜ Ǿƻƴ ƛƴǎƎŜǎŀƳǘ омΦллл ϵ ȊǳǊǸŎƪōŜȊŀƘƭǘΣ ǎƻ Řŀǎǎ ƴƻŎƘ aƛǘǘŜƭ Ǿƻƴ 

ǊǳƴŘ мпΦллл ϵ ȊǳǊ ±ŜǊŦǸƎǳƴƎ ǎǘŜƘŜƴΦ .ƛǎƘŜǊ ƎŜƘŜƴ ŘƛŜ ǾŜǊŜƛƴōŀǊǘŜƴ wŀǘŜƴȊŀƘƭǳƴƎŜƴ ǸōŜǊǿƛŜƎŜƴŘ zuverlässig 

beim Landratsamt ein. 
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ü {ŀŎƘƎŜōƛŜǘŜ αIƛƭŦŜƴ ŦǸǊ aŜƴǎŎƘŜƴ Ƴƛǘ .ŜƘƛƴŘŜǊǳƴƎŜƴ ǳƴŘ .ŜǘǊŜǳǳƴƎŜƴ όwŀǾŜƴǎōǳǊƎ ǳƴŘ ²ŀƴƎŜƴύά 

 

Eingliederungshilfe 

Personen, die durch eine Behinderung im Sinne von § 2 Abs. 1 Satz 1 SGB IX wesentlich in ihrer Fähigkeit, an 

der Gesellschaft teilzuhaben, eingeschränkt oder von einer solchen wesentlichen Behinderung bedroht sind, 

erhalten Leistungen der Eingliederungshilfe, wenn und solange nach der Besonderheit des Einzelfalles, 

insbesondere nach Art und Schwere der Behinderung, Aussicht besteht, dass die Aufgabe der 

Eingliederungshilfe erfüllt werden kann. Personen mit einer anderen körperlichen, geistigen oder seelischen 

Behinderung können Leistungen der Eingliederungshilfe erhalten. 

 

Besondere Aufgabe der Eingliederungshilfe ist es, eine drohende Behinderung zu verhüten oder eine 

Behinderung oder deren Folgen zu beseitigen oder zu mildern und die behinderten Menschen in die 

Gesellschaft einzugliedern.  

 

Hierzu gehört insbesondere, den behinderten Menschen die Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft zu 

ermöglichen oder zu erleichtern, ihnen die Ausübung eines angemessenen Berufs oder einer sonstigen 

angemessenen Tätigkeit zu ermöglichen oder sie so weit wie möglich unabhängig von Pflege zu machen. 

 

Leistungen der Eingliederungshilfe sind neben den Leistungen nach § 140 SGB XII und neben den Leistungen 

nach den §§ 26 und 55 des SGB IX in der am 31. Dezember 2017 geltenden Fassung insbesondere 

 

¶ Hilfen zu einer angemessenen Schulbildung, insbesondere im Rahmen der allgemeinen Schulpflicht und 

zum Besuch weiterführender Schulen einschließlich der Vorbereitung hierzu; die Bestimmungen über die 

Ermöglichung der Schulbildung im Rahmen der allgemeinen Schulpflicht bleiben unberührt. 

¶ Hilfe zur schulischen Ausbildung für einen angemessenen Beruf einschließlich des Besuchs einer 

Hochschule. 

¶ Hilfe zur Ausbildung für eine sonstige angemessene Tätigkeit. 

¶ Hilfe in vergleichbaren sonstigen Beschäftigungsstätten nach § 56 SGB XII. 

¶ Nachgehende Hilfe zur Sicherung der Wirksamkeit der ärztlichen und ärztlich verordneten Leistungen 

und zur Sicherung der Teilhabe der behinderten Menschen am Arbeitsleben. 

 

9ƛƴƴŀƘƳŜƴ ǳƴŘ !ǳǎƎŀōŜƴ ŘŜǊ 9ƛƴƎƭƛŜŘŜǊǳƴƎǎƘƛƭŦŜ ƛƳ [ŀƴŘƪǊŜƛǎ ƛƴ ϵ 

 2010 2015 2016 2017 2018 

Hilfe zu einer angemessenen 

Schulbildung 
667.997  808.829  1.079.492  1.136.082  1.465.579 

 

Hilfe zur schulischen  

Ausbildung für einen  

angemessenen Beruf 

71.199  3.138  17.481  14.430  4.290 

 

Hilfsmittel 2.031  65.563  12.725  61.426  87.711 
 

Heilpädagogische  

Leistungen für Kinder 
89.504  103.017  105.467  107.745  110.029 
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 2010 2015 2016 2017 2018 

Hilfen zu selbstbestimmten 

Leben in betreuten  

Wohnmöglichkeiten 

3.813.577  6.390.494  6.675.652  7.324,981  7.831.528 

 

Hilfe zur Teilnahme am  

gemeinschaftlichen und  

kulturellen Leben 

2.208  14.720  14.300  14.400  17.360 

 

Andere Leistungen zur  

Teilhabe am Leben in der 

Gemeinschaft 

149.925  189.169  172.495  174.225  180.423 

 

Sonstige Leistungen und  

Hilfen der Eingliederungshilfe 
478.870  771.123  953.887  997.329  1.024.273 

 

Ausgaben außerhalb von  

Einrichtungen 
5.275.311  8.345.053  9.031.499  9.830.618  10.721.193 

 

Hilfe zu einer angemessenen 

Schulbildung 
5.476.303  6.942.665  6.954.779  7.745.454  7.741.325 

 

Hilfe zur schulischen  

Ausbildung für einen  

angemessenen Beruf 

64.102  204.965  164.967  141.410  102.321 

 

Leistungen zur Teilhaben am 

Arbeitsleben 
0  0  0  0  0 

 

Leistungen in anerkannten 

Werkstätten für behinderte 

Menschen 

20.165.871  23.309.322  24.157.935  25.369.740  26.214.192 

 

Hilfen zu selbstbestimmten 

Leben in betreuten 

Wohnmöglichkeiten 

20.329.217  25.652.058  28.111.830  30.687.822  33.204.957 

 

Andere Leistungen zur  

Teilhabe am Leben in der 

Gemeinschaft 

1.954.139  2.831.259  2.993.039  3.162.487  3.223.496 

 

Sonstige Leistungen und Hilfen 

der Eingliederungshilfe 
21.123  45.064  75.803  48.614  38.267 

 

Ausgaben in Einrichtungen 48.010.755  58.985.332  62.458.353  67.155.527  70.524.558 
 

Gesamtausgaben 53.286.066  67.330.385  71.489.852  76.986.145  81.245.751 
 

Gesamteinnahmen  4.228.646  8.954.566  8.892.014  10.760.272  10.042.688 
 

Nettoaufwand 49.057.420  58.375.819  62.597.838  66.225.873  71.203.063 
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Persönliches Budget 

Seit dem 1. Januar 2008 gibt es einen gesetzlichen Anspruch: Menschen mit Behinderungen können ein 

Persönliches Budget beantragen und so ein großes Stück Verantwortung für sich selber tragen.  

Statt festgelegter Sach- und Dienstleistungen erhalten sie Geld oder Gutscheine. So können sie selbst Käufer, 

Kunden und Arbeitgeber werden und entscheiden, wer, wann, wie, wo und welche Leistung für sie erbringen 

soll. Das Persönliche Budget ist keine zusätzliche Leistung, sondern nur eine neue Form der 

Leistungserbringung. Es haben in den Jahren 2017 bzw. 2018 insgesamt 77 bzw. 68 Personen ein Persönliches 

Budget erhalten. 

 

Hilfe für Volljährige (Betreuungsbehörde) 

Betreuungsgerichtshilfen 

 2010 2015 2016 2017 2018 

Ravensburg 359  479  445  485  405  

Wangen 330  345  292  360  359  

Summe 689  824  737  845  764  

 

Behördenbetreuungen 

 2010 2015 2016 2017 2018 

Ravensburg 21  15  12  13  12  

Wangen 14  12  14  12  12  

Summe 35  27  26  25  24  

 

Kriegsopferfürsorge  

Anzahl der Leistungsempfänger einschließlich Opferentschädigungsgesetz 

Leistung 2010 2015 2016 2017 2018 

Teilhabe am 

Arbeitsleben 
1 

 
0 

 
0 

 
1 

 
1 

 

Hilfe zur Pflege 

ambulant 
7 

 
2 

 
2 

 
1 

 
0 

 

Hilfe zur Pflege 

stationär 
28 

 
16 

 
9 

 
14 

 
12 

 

Haushaltshilfe 1  2  1  0  1  

Altenhilfe 202  30  17  12  11  

Hilfe zum 

Lebensunterhalt 
10 

 
9 

 
29 

 
14 

 
12 

 

Erziehungsbeihilfe 1  3  4  4  3  

Erholungshilfe 1  0  0  0  0  

Wohnungshilfe 1  0  0  0  0  

Hilfe in besonderen  

Lebenslagen ambulant 
30 

 
26 

 
13 

 
12 

 
11 

 

Hilfe in besonderen  

Lebenslagen stationär 
64 

 
27 

 
23 

 
24 

 
25 
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9ƴǘǿƛŎƪƭǳƴƎ ŘŜǊ 9ƛƴƴŀƘƳŜƴ ǳƴŘ !ǳǎƎŀōŜƴ ƛƳ [ŀƴŘƪǊŜƛǎ ƛƴ ϵ 

 

 

Die Finanzierung der Kosten nach dem Kriegsopferfürsorgegesetz erfolgt in der Regel zu 20% durch den 

Landkreis und zu 80% durch den Bund.  

 
  

Leistung 2010 2015 2016 2017 2018 

Teilhabe am Arbeitsleben 23.078  311  0  0  0 
 

Hilfe zur Pflege ambulant 48.703  29.928  37.484  30.363  1.461 
 

Hilfe zur Pflege stationär 355.868  188.582  186.254  172.940  191.769 
 

Haushaltshilfe 0  0  0  0  0 
 

Altenhilfe 3.232  0  2.380  248  348 
 

Hilfe zum Lebensunterhalt 62.442  139.134  173.761  140.510  97.010 
 

Erholungshilfe 1.459  0  0  0  0 
 

Wohnungshilfe 198  0  0  0  0 
 

Hilfe in besonderen  

Lebenslagen ambulant 
109.494  41.532  37.885  39.797  53.520 

 

Hilfe in besonderen  

Lebenslagen stationär 
1.100.534  951.149  994.393  1.022.935  1.131.380 

 

Leistungen nach dem OEG, 

SVG, StrRehaG stationär und 

ambulant 

57.768  216.275  190.110  387.257  682.759,18 

 

Gesamtausgaben 1.762.776  1.566.910  1.622.267  1.794.050  2.158.247 
 

Gesamteinnahmen 253.997  222.270  291.489  251.973  407.740 
 

Nettoaufwand 1.508.779  1.344.640  1.330.778  1.542.077  1.750.507 
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ü {ŀŎƘƎŜōƛŜǘ α{ŎƘǿŜǊōŜƘƛƴŘŜǊǘŜƴǊŜŎƘǘ {D. L·ά 

Das zum 1. Juli 2001 in Kraft getretene Sozialgesetzbuch Neuntes Buch (SGB IX) fasst die Rechtsvorschriften 

zur Rehabilitation und Eingliederung, die für mehrere Sozialbereiche einheitlich gelten sowie das 

Behindertenrecht zusammen. Das bis dahin geltende Schwerbehindertengesetz und das Gesetz über die 

Angleichung der Leistungen zur Rehabilitation wurden aufgehoben. 

 

Die Leistungen im Rahmen des Schwerbehindertenrechts (SGB IX ς Teil 2) umfassen: 

¶ Beratung aller Menschen mit Behinderung in Fragen, die das SGB IX und angrenzende Rechtsgebiete 

betreffen 

¶ Feststellung über das Vorliegen einer Behinderung und des Grades der Behinderung (GdB) auf Antrag 

¶ Feststellung weiterer gesundheitlicher Merkmale (Merkzeichen) für die Inanspruchnahme von 

Nachteilsausgleichen 

¶ Ausstellung und Verlängerung von Schwerbehindertenausweisen ab einem Grad der Behinderung von 

wenigstens 50 

¶ bei Vorliegen der Voraussetzungen die Ausgabe von kostenpflichtigen und kostenfreien Beiblättern für 

die Freifahrt im öffentlichen Personenverkehr 

¶ Ausstellung der Parkgenehmigung bei außergewöhnlicher Gehbehinderung und bei Blindheit, 

¶ Ausstellung von Parkausweisen für besondere Gruppen schwerbehinderter Menschen, 

¶ Ausstellung von Bescheinigungen für das Finanzamt (Steuerfreibetrag bei entsprechenden 

Voraussetzungen) und für die Deutsche Telekom (Sozialtarif für Telefonanschlüsse) sowie für die 

Gebühreneinzugszentrale (Ermäßigung der Rundfunkgebührenpflicht), 

¶ Entscheidungen über Gebühren und Auslagen nach dem Justizvergütungs- und  

Entschädigungsgesetz (JVEG). 

 

Geschäftsentwicklung im SGB IX 

 2010 2015 2016 2017 2018 

Erstanträge 1.815 
 

1.721 
 

1.698 
 

1.708 
 

1.772 
 

Neufeststellungs-

anträge 
3.487 

 
2.862 

 
2.817 

 
2.724 

 
2.627 

 

Ausweisverlänge-

rungen 
1.860 

 
89 

 
55 

 
61 

 
78 

 

Ausstellung 

Beiblätter 
3.932 

 
3.947 

 
3.879 

 
3.844 

 
3.803 

 

Neue Ausweise 1.374 
 

1.478 
 

1.588 
 

1.545 
 

1.603 
 

Widersprüche 688 
 

744 
 

774 
 

756 
 

780 
 

Klagen k. A. 
 

k. A. 
 

173 
 

195 
 

143 
 

Besucher 3.340 
 

3.032 
 

3.038 
 

2.763 
 

2.725 
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Die Anzahl der Ausweisverlängerungen nimmt seit 1. Januar 2010 stark ab, da seit diesem Zeitpunkt 

Schwerbehindertenausweise in der Regel unbefristet ausgestellt werden. Zum 1. Dezember 2013 wurden die 

Schwerbehindertenausweise in Scheckkartenformat eingeführt. 

 

Lastenausgleich  

Das Ausgleichsamt wurde entsprechend dem Erlass des Innenministeriums Baden-Württemberg vom 28. 

Dezember 2004 kraft Gesetzes zum 31. Dezember 2006 aufgelöst. Zur Restabwicklung im Bereich des 

Lastenausgleichs müssen aber weiterhin zahlreiche Aufgaben ausgeführt werden, wie z. B. die Bearbeitung 

noch anhängiger Beschwerden und Gerichtsverfahren, die Geltendmachung von Forderungen sowie die 

Beantwortung verschiedenster Anfragen. 

 

Untere Eingliederungsbehörde 

Leistungen nach dem Beruflichen Rehabilitierungsgesetz(BerRehaG) 

Das Gesetz über den Ausgleich beruflicher Benachteiligungen für Opfer politischer Verfolgung im 

Beitrittsgebiet enthält zahlreiche Sonderregelungen für Personen, die infolge einer rechtsstaatswidrigen 

Verfolgung in der sowjetischen Besatzungszone und in der DDR berufliche Nachteile erlitten haben. 

 

Anspruchsberechtigte sind Verfolgte im Sine des § 1 BerRehaG. Verfolgte sind Personen, die aus folgenden 

Gründen zumindest zeitweilig ihren bisher ausgeübten, begonnenen, erlernten oder durch den Beginn einer 

berufsbezogenen Ausbildung nachweislich angestrebten oder einen sozial gleichwertigen Beruf nicht ausüben 

konnten: 

 

¶ sie erlitten eine rechtsstaatswidrige Freiheitsentziehung nach dem Strafrechtlichen 

Rehabilitierungsgesetz, 

¶ sie waren in Gewahrsam im Sinne des Häftlingshilfegesetzes genommen worden, 

¶ sie waren Opfer einer rechtsstaatswidrigen Verwaltungsentscheidung nach dem Verwaltungsrechtlichen 

Rehabilitierungsgesetz, 

¶ sie waren anderweitig Opfer politischer Verfolgung. 

 

Es gab in den Jahren 2017 und 2018 keinen laufenden Fall. 

 

Leistungen nach dem Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetz(StrRehaG) 

Das Strafrechtliche Rehabilitierungsgesetz regelt die juristische und soziale Wiedergutmachung für 

strafrechtliches Unrecht und rechtsstaatswidrige Freiheitsentziehungen in der Sowjetischen Besatzungszone 

bzw. in der DDR sowie in Ost-Berlin zwischen dem 8. Mai 1945 und 2. Oktober 1990.  

 

Es nennt zum einen die Voraussetzungen, unter denen Unrechtsakte für rechtsstaatswidrig erklärt und 

aufgehoben werden können und enthält zum anderen Vorschriften über Wiedergutmachungsleistungen für 

Opfer. Die Rehabilitierung erfolgt nur auf Antrag. Antragsberechtigt sind insbesondere das Opfer der 

rechtsstaatswidrigen Maßnahme und nach dessen Tod nahe Angehörige. Der Antrag muss bis zum 31. 

Dezember 2019 bei Gericht gestellt werden und eine Begründung enthalten. Die Rehabilitierung begründet 

einen Anspruch auf soziale Ausgleichsleistungen für Nachteile, die dem Betroffenen durch eine 

Freiheitsentziehung entstanden sind. Eine Kapitalentschädigung nach § 17 Abs. 1 StrRehaG hat in den Jahren 

2017 und 2018 keine Person erhalten. 
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Berechtigte nach § 17 Abs. 1 StrRehaG, die in ihrer wirtschaftlichen Lage besonders beeinträchtigt sind, 

erhalten auf Antrag eine monatliche besondere Zuwendung für Haftopfer, wenn sie eine mit wesentlichen 

Grundsätzen einer freiheitlichen rechtsstaatlichen Ordnung unvereinbare Freiheitsentziehung von insgesamt 

mindestens 180 Tagen erlitten haben. Die monatliche besondere Zuwendung für Haftopfer (SED-

hǇŦŜǊǇŜƴǎƛƻƴύ ōŜƭŅǳŦǘ ǎƛŎƘ ŀǳŦ олл ϵΦ 

 

 2010 2015 2016 2017 2018 

Bestandsakten 38  37  83  87  88  

Erst- und Neuanträge  2  2  1  4  1  

 

 

Leistungen nach dem Häftlingshilfegesetz (HHG) 

Das Gesetz über Hilfsmaßnahmen für Personen, die aus politischen Gründen außerhalb der Bundesrepublik 

Deutschland in Gewahrsam genommen wurden (Häftlingshilfegesetz), regelte finanzielle Ausgleichsleistungen 

für Personen deutscher Staatsangehörigkeit, die nach dem Zweiten Weltkrieg in der sowjetischen 

Besatzungszone oder im sowjetischen Sektor Berlins oder in den Staaten des Ostblocks aus politischen 

Gründen in Gewahrsam genommen wurden, sowie deren Angehörige und Hinterbliebene. 

 

Seit 1. Januar 1993 können keine Anträge mehr gestellt werden. Die Leistungen nach dem HHG wurden 

ersetzt durch die Leistungen nach dem StrRehaG und dem Gesetz über die Angelegenheiten der Vertriebenen 

und Flüchtlinge (BVFG) (pauschale Eingliederungshilfe).  

 

Bis zum 30. Juni 2016 zahlte zudem die Stiftung für ehemalige politische Häftlinge an jeden außerhalb der 

sowjetischen Besatzungszone bzw. der DDR in Gewahrsam Genommenen einen jährlichen 

Unterstützungsbetrag, sofern eine soziale Notlage vorlag. 

 

Bescheinigungen gemäß § 10 Abs. 4 HHG sind auf Verlangen anderer Behörden (Rentenversicherung, 

Beschädigten- oder Hinterbliebenenversorgung, Stiftung o. ä.) weiterhin auszustellen. 

 

 2010 2015 2016 2017 2018 

Anzahl der 

Bescheinigungen 
7 

 
1 

 
1 

 
0 

 
0 
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ü {ŀŎƘƎŜōƛŜǘ α½ŜƴǘǊŀƭŜ 5ƛŜƴǎǘŜ ǳƴŘ {ƻȊƛŀƭŜǎ 9ƴǘǎŎƘŅŘƛƎǳƴƎǎǊŜŎƘǘά 

 

Soziales Entschädigungsrecht 

 

Bundesversorgungsgesetz ς Inlandsversorgung 

Auch über sieben Jahrzehnte nach Kriegsende sind die Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) 

noch für viele Menschen von Bedeutung.  

 

Bei dem immer älter werdenden Personenkreis tritt der Aspekt der Betreuung zunehmend in den 

Vordergrund. So können zum Beispiel schädigungsbedingt notwendige Pflegeleistungen oft nur noch durch 

professionelle Pflegekräfte wahrgenommen werden, deren Kosten von der Versorgungsverwaltung 

übernommen werden.  

 

Für Beschädigte, die infolge der Schädigung dauernder Pflege nach § 35 Abs. 1 BVG bedürfen, werden, wenn 

geeignete Pflege sonst nicht sichergestellt werden kann, die Kosten der vorübergehenden Heimpflege, soweit 

sie Unterkunft, Verpflegung und Betreuung einschließlich notwendiger Pflege umfassen, unter Anrechnung 

auf die Versorgungsbezüge übernommen. 

 

Es wird jährlich eine Anpassung der Versorgungsbezüge nach § 56 BVG durchgeführt. Die Anpassung erfolgte 

entsprechend dem Vomhundertsatz, um den sich die Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung 

erhöhten und wurde zum gleichen Zeitpunkt umgesetzt, zu dem die Renten der gesetzlichen 

Rentenversicherung angepasst wurden. Eine maschinelle Umstellung der Rentenleistungen war wie bisher 

nicht in allen Fällen möglich.  

 

 2010 2015 2016 2017 2018 

Bestandsakten 965  475  399  348  290  

Erstanträge 31  11  6  15  13  

Erhöhungsanträge, 

Anträge auf Bestattungs- 

und Sterbegeld, usw. 

381 

 

254 

 

236 

 

172 

 

207 

 

Widersprüche 11  20  11  9  9  

 

Die Fallzahlen nehmen aufgrund der geringer werdenden Anzahl von Personen mit Kriegsschädigungen 

weiterhin stetig ab. 
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Bundesversorgungsgesetz ς Auslandsversorgung Ost 

Die Fallzahlen in der Auslandsversorgung nehmen wie die Fallzahlen in der Inlandsversorgung aufgrund der 

geringer werdenden Anzahl von Personen mit Kriegsschädigungen kontinuierlich ab. 

 

 2010 2015 2016 2017 2018 

Bestandsakten 1.746  716  592  457  378  

Erstanträge 48  15  16  25  20  

Erhöhungsanträge, 

Anträge auf Bestattungs- 

und Sterbegeld, usw. 

634 

 

165 

 

99 

 

155 

 

86 

 

Widersprüche 23  0  8  21  10  

 

Opferentschädigungsgesetz (OEG) 

Wer auf dem Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland Opfer einer vorsätzlichen Gewalttat wird und 

dadurch eine gesundheitliche Schädigung erleidet, kann einen Anspruch auf Opferentschädigung geltend 

machen. Dies gilt auch für Hinterbliebene von Personen, die infolge der Gewalttat verstorben sind.  

 

Ziel ist, die gesundheitlichen und wirtschaftlichen Folgen solcher Taten auszugleichen. In den letzten Jahren 

hat das Opferentschädigungsgesetz (OEG) im Vergleich zu den anderen Nebengesetzen des BVG wesentlich 

an Bedeutung zugenommen. Bei Gewalttaten im Inland wird für alle daraus resultierenden physischen und 

psychischen gesundheitlichen Beeinträchtigungen eine Entschädigung erbracht. Außerdem gibt es auch 

Leistungen für die wirtschaftlichen Folgen dieser Gesundheitsschädigung. 

 

Die Leistungen nach dem OEG umfassen insbesondere 

¶ Heil- und Krankenbehandlung, Pflegeleistungen, 

¶ Hilfsmittel (z. B. Prothesen, Zahnersatz, Rollstuhl), 

¶ Entschädigungszahlungen für Geschädigte und Hinterbliebene, 

¶ Bestattungs- und Sterbegeld, 

¶ zusätzliche Fürsorgeleistungen bei wirtschaftlicher Bedürftigkeit  

(z. B. Hilfe zur Pflege, ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt). 

 

 2010 2015 2016 2017 2018 

Bestandsakten 

alle Nebengesetze 142 
 

119 
 

126 
 

129  129  

Davon OEG 52 
 

97 
 

105 
 

108  109  

Erstanträge 

alle Nebengesetze 211 
 

100 
 

95 
 

103  92  

Davon OEG 116 
 

98 
 

93 
 

102  89  
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Für die Opfer einer Straftat stellt es eine manchmal unüberwindliche Hürde dar, bei einem Amt wegen der 

Schädigungsfolgen einen Antrag zu stellen. Daher ist die Kooperation mit Opfervereinigungen besonders 

wichtig. Dort kann eine unabhängige Beratung in geschütztem Rahmen erfolgen und die Antragstellung und 

ggfs. eine Strafanzeige unterstützt werden. 

 

Bundesweit einzigartig ist, dass dem Weißen Ring e. V. ein Büroraum im Kreishaus II des Landratsamts 

Ravensburg zur Verfügung gestellt wird. Dies vereinfacht die Zusammenarbeit deutlich. 

 

Auch die Zusammenarbeit mit den Vereinen Frauen und Kinder in Not e. V., Brennessel e.V. und mit dem 

Deutschen Kinderschutzbund in Sigmaringen ist sehr eng und vertrauensvoll.  

 

Der Landkreis Ravensburg hat im Rahmen einer Kooperation die Bearbeitung der Fälle nach dem BVG samt 

Nebengesetzen wie OEG auch für den Landkreis Sigmaringen und dem Bodenseekreis übernommen. 

 

Landesblindenhilfe und aufstockende Blindenhilfe nach dem SGB XII 

 

Zum Ausgleich blindheitsbedingter Nachteile haben blinde und hochgradig sehschwache Menschen, die das 

erste Lebensjahr vollendet haben und ihren gewöhnlichen Aufenthalt (Hauptwohnsitz) in Baden-Württemberg 

haben, unabhängig von ihrem Einkommen und Vermögen Anspruch auf die Landesblindenhilfe in Form von 

.ƭƛƴŘŜƴƎŜƭŘΦ 5ƛŜǎŜǎ ōŜǘǊŅƎǘ ŦǸǊ 9ǊǿŀŎƘǎŜƴŜ пмл ϵ ǳƴŘ ŦǸǊ YƛƴŘŜǊ нлр ϵ ƳƻƴŀǘƭƛŎƘΦ 

 

Ist das Einkommen und Vermögen der Anspruchsberechtigten gering, kann ein ergänzender Anspruch auf 

Blindenhilfe nach dem Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch bestehen.  

 

 2010 2015 2016 2017 2018 

Landesblindenhilfe 280  248  245  218  219  

Aufstockende Blindenhilfe 

nach § 72 SGB XII 
29 

 
33 

 
31 

 
26 

 
26 
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Amtsleiterin: Dorothea Court 

 

 

Sie erreichen uns 

 

Landratsamt Ravensburg  Verwaltungsgebäude Ravensburg 

Sauterleutestraße 34  Schützenstraße 69 

88250 Weingarten  88212 Ravensburg 

Tel.: 0751/85-8000  Tel: 0751/85-8000 

Fax: 0751/85-778000 

E-Mail: jo@rv.de 

 

Verwaltungsgebäude Wangen  Außenstelle Leutkirch 

Bahnhofstraße 50  Ottmannshofer Straße 44 

88239 Wangen im Allgäu  Leutkirch im Allgäu 

Tel.: 07522/996-8000  Tel.: 07561/9820-8000 

 

Name, Vorname Funktion / Aufgabe Durchwahl 

Court, Dorothea Amtsleiterin 8100 

Egger, Timo {ŀŎƘƎŜōƛŜǘǎƭŜƛǘŜǊ α½ŜƴǘǊŀƭŜ 5ƛŜƴǎǘŜά 8120 

Franz, Agathe {ŀŎƘƎŜōƛŜǘǎƭŜƛǘŜǊƛƴ α{ŎƘǳǎǎŜƴǘŀƭ bƻǊŘκ ¦ƳƭŀƴŘά 8150 

Rutke, Juliane {ŀŎƘƎŜōƛŜǘǎƭŜƛǘŜǊƛƴ α{ŎƘǳǎǎŜƴǘŀƭ {ǸŘά 8170 

Burgmaier, Norbert 
{ŀŎƘƎŜōƛŜǘǎƭŜƛǘŜǊ α[ŀƴŘƪǊŜƛǎ bƻǊŘ-²Ŝǎǘά 

Stellvertretender Amtsleiter 
8230 

Kraus, Elmar {ŀŎƘƎŜōƛŜǘǎƭŜƛǘŜǊ α!ƭƭƎŅǳ bƻǊŘά 8260 

Brodbeck, Sabine {ŀŎƘƎŜōƛŜǘǎƭŜƛǘŜǊƛƴ α!ƭƭƎŅǳ {ǸŘά 8296 

Huber, Ursula 
Sachgebietsleiterin α{ŜǊǾƛŎŜǎǘŜƭƭŜ 

!ǊōŜƛǘǎƳŀǊƪǘƛƴǘŜƎǊŀǘƛƻƴ Ǿƻƴ aƛƎǊŀƴǘŜƴά 
8245 

  

Bericht des Jobcenters (JO) 

Über uns  

mailto:jo@rv.de
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ü Arbeitsmarktpolitische Strategie für arbeitslose Jugendliche unter 25 Jahre 

Eine der wichtigsten Zielgruppen sind die Jugendlichen unter 25 Jahre (U 25), zu denen Jugendliche und junge 

Erwachsene im Alter von 15 bis 24 Jahren zählen. Das Jobcenter des Landkreises Ravensburg hat sich den weiteren 

Abbau der Jugendarbeitslosigkeit durch eine passgenaue und nachhaltige Integration in den Ausbildungs- und 

Arbeitsmarkt zum Ziel gesetzt. 

 

Der Erwerb eines Berufsabschlusses steigert die Chancen einer dauerhaften Integration in den ersten Arbeitsmarkt 

ǳƴŘ ƘƛƭŦǘΣ ǇǊŜƪŅǊŜ !ǊōŜƛǘǎǾŜǊƘŅƭǘƴƛǎǎŜ ǳƴŘ !ǊōŜƛǘǎƭƻǎƛƎƪŜƛǘ Ȋǳ ǾŜǊƳŜƛŘŜƴΦ !ǳŦ ŘŜƴ DǊǳƴŘǎŀǘȊ α!ǳǎōƛƭŘǳƴƎ ǾƻǊ !ǊōŜƛǘά 

wird in der Beratung der Fallmanager ein besonderer Fokus gelegt, nicht zuletzt bei der Auswahl zielführender 

Unterstützungsangebote und einer engen Zusammenarbeit mit dem Arbeitgeberservice. 

Trotz einer hervorragenden Wirtschaftslage und eines sehr guten Arbeitsmarktes bleiben nach wie vor 

Ausbildungsstellen unbesetzt und Jugendliche, insbesondere die leistungsschwächeren, haben es schwer, im ersten 

Anlauf am Ausbildungsmarkt Fuß zu fassen. 

 

Familiäre Probleme, Suchtproblematiken, finanzielle Sorgen oder ein fehlender Schulabschluss sind nur einige der 

häufig auftretenden Vermittlungshemmnisse. Bei den Geflüchteten kommen sprachliche Hürden und der 

Fluchthintergrund, der häufig mit psychischen Problemen einhergeht, hinzu. 

 

Maßnahmen, die speziell auf diese Zielgruppe zugeschnitten sind, die Bedarfe der Jugendlichen und die besonderen 

Herausforderungen dieser Klientel berücksichtigen sowie fachkundiges Personal und eine ämter- und 

rechtskreisübergreifende Zusammenarbeit sollen es ermöglichen, die Arbeitslosigkeit der U 25 weiter zu reduzieren. 

Die stetige Weiterentwicklung der Unterstützungsprogramme sowie die Umsetzung der im Juni 2018 abgeschlossenen 

Vereinbarung einer Jugendberufsagentur und eine intensive aufsuchende Sozialarbeit im Kontext des § 16h SGB II 

sollen dŜƳ DŜŘŀƴƪŜƴΣ αYŜƛƴ WǳƎŜƴŘƭƛŎƘŜǊ ǎƻƭƭ ǾŜǊƭƻǊŜƴ ƎŜƘŜƴά wŜŎƘƴǳƴƎ ǘǊŀƎŜƴΦ Im Rechtskreis SGB II waren im 

Dezember 2018 insgesamt 159 Personen unter 25 Jahre arbeitslos gemeldet gewesen. Dies entspricht einer 

Arbeitslosenquote im Bereich U 25 von 0,8%. 

 

ü Arbeitsmarktpolitische Strategie für anerkannte Flüchtlinge 

Der Beratung und Unterstützung von anerkannten Flüchtlingen kommt durch die Arbeit der Mitarbeitenden in der 

Servicestelle des Jobcenters des Landkreises Ravensburg eine Schlüsselrolle zu. 

Um diese Zielgruppe nachhaltig in den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt zu integrieren, müssen nicht nur 

Qualifikationen erhalten und ausgebaut, sondern auch die bereits in den Herkunftsländern erworbenen Berufs- und 

Studienabschlüsse verwertbar gemacht werden. 

 

Die Beratungsfachkräfte des Jobcenters sind in interkulturellen und ausländerrechtlichen Fragestellungen geschult 

und verfügen über ein weitreichendes und zielgruppenspezifisches Netzwerk. Neben einem individuellen und 

kompetenten Coaching und einer intensiven Einzelbetreuung kommt einem effektiven Daten- und 

Informationsaustausch der Akteure eine besondere Bedeutung zu. Daneben haben sich neue 

Kompetenzfeststellungsverfahren, Teilqualifizierungen und niederschwellige Berufseinstiege, verbunden mit der 

Möglichkeit, berufsspezifische Sprachkenntnisse zu erwerben, als äußerst zielführend und effizient erwiesen. Das 

Jobcenter des Landkreises Ravensburg verfolgt als primäres Ziel die sprachliche und berufliche Qualifikation der 

Bleibeberechtigten für eine erfolgreiche Integration in den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt. 

Schwerpunkte  2018 
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Dazu wird folgende arbeitsmarktpolitische Strategie in drei Stufen umgesetzt: 

 

1. Stufe (Zeitraum von neun bis zwölf Monaten) 

- Verpflichtung zur Teilnahme am Integrationskurs (mit Alphabetisierung) 

- Unterstützung bei der Anerkennung ausländischer Schul- und Berufsabschlüsse 

 

2. Stufe (Zeitraum von vier Wochen bis drei Monaten) 

- Erstellen eines Profilings und Erarbeiten einer individuellen Integrationsstrategie  

 

3. Stufe (Zeitraum von sechs bis zwölf Monaten) 

- Spezielle arbeitsmarktpolitische Maßnahmen für Bleibeberechtigte  

- Arbeitsmarktpolitische Instrumente des SGB II für alle Personengruppen (z. B. Förderung der beruflichen 

Eingliederung, Beschäftigung begleitende Maßnahmen, Beschäftigung schaffende Maßnahmen). 

 

 

ü ESF-Bundesprogramm für Langzeitarbeitslose (LZA) 

Das Jobcenter des Landkreises Ravensburg nimmt seit Juli 2015 (bis Juni 2020) am ESF-Bundesprogramm zur 

Eingliederung langzeitarbeitsloser Leistungsberechtigter nach dem SGB II auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt teil. 

Langzeitarbeitslose Menschen finden häufig schwer Zugang zum ersten Arbeitsmarkt. Sie machen einen nicht 

unerheblichen Anteil aller SGB II Kunden aus. Häufige Gründe sind fehlende Berufserfahrung, gesundheitliche 

Einschränkungen und individuelle, personenbezogene Vermittlungshemmnisse. 

 

½ƛŜƭ ŘŜǎ α9{C-Bundesprogramms zur Eingliederung langzeitarbeitsloser Leistungsberechtigter nach dem SGB II auf dem 

ŀƭƭƎŜƳŜƛƴŜƴ !ǊōŜƛǘǎƳŀǊƪǘά ƛǎǘ ŜǎΣ ŦǸǊ ŘƛŜ DǊǳǇǇŜ ŀǊōŜƛǘǎƳŀǊƪǘŦŜǊƴŜǊ aŜƴǎŎƘŜƴ terspektiven für eine nachhaltige 

berufliche Eingliederung in den allgemeinen Arbeitsmarkt zu schaffen. Der Gewinnung von Arbeitgebern für diese 

Zielgruppe kommt dabei eine besondere Bedeutung zu. 

Im Zentrum der Aktivitäten zur Umsetzung des ESF-Bundesprogramms stehen daher die gezielte Ansprache und 

Beratung von Arbeitgebern, das Arbeitnehmercoaching nach Beschäftigungsaufnahme sowie der Ausgleich der 

Minderleistung durch Lohnkostenzuschüsse. 

Die Beschäftigungsverhältnisse werden durch die umfassende Unterstützung der Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer (Coaching) sowie der Arbeitgeber soweit stabilisiert und nachhaltig gestaltet werden, dass sie dauerhaft 

fortgeführt werden.  

 

ü Arbeitsmarktsituation 

Die Arbeitsmarktsituation im Rechtskreis SGB II hat sich im Landkreis Ravensburg im Zeitraum von Dezember 2014 bis 

Dezember 2018 wie folgt entwickelt: 
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Merkmale 
Dez. 

2014 

Dez. 

2015 

Dez. 

2016 

Dez. 

2017 

Dez. 

2018 

Bestand an Arbeitsuchenden 3.379 3.467 4.146 3.970 3.430 

Bestand an Arbeitslosen 2.022 2.151 2.540 2.120 1.864 

¶ darunter Männer 1.030 1.166 1.471 1.198 1.055 

¶ darunter Frauen 992 985 1.069 922 809 

¶ darunter 15 bis unter 25 Jahre 72 124 262 225 159 

¶ darunter 55 Jahre und älter 337 351 311 282 278 

¶ darunter Langzeitarbeitslose 922 955 996 935 789 

¶ darunter Schwerbehinderte 127 147 149 111 101 

¶ darunter Ausländer 404 538 963 753 682 

Zugang an Arbeitslosen 

(seit Jahresbeginn) 
5.643 6.032 6.899 6.278 5.928 

Abgang an Arbeitslosen  

(seit Jahresbeginn) 
5.658 6.036 6.595 6.712 6.239 

Arbeitslosenquote (in %) 1,3 1,4 1,6 1,3 1,1 

Arbeitslosenquote (in %)  

¶ darunter 15 bis unter 25 Jahre 
0,4 0,6 1,3 1,1 0,8 

Arbeitslosenquote (in %)  

¶ darunter 55 Jahre und älter 
1,3 1,3 1,1 1,0 0,9 

Erwerbsfähige Leistungsberechtige (ELB) 5.407 5.590 6.363 6.437 5.898 

Nicht erwerbsfähige Leistungs-berechtigte 

(NEF) 
1.983 2.127 2.381 2.543 2.406 

Bedarfsgemeinschaften (BG) 4.307 4.447 5.009 4.966 4.508 

Personen in BG (PERS) 7.701 8.020 9.018 9.245 8.541 

Quelle: Statistik Bundesagentur für Arbeit 

  

Gesamtentwicklung  2018 
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Quelle: Statistik Bundesagentur für Arbeit 

 

Es sind im Dezember 2018 (2017) insgesamt 1.864 (2.120) Personen im Rechtskreis SGB II arbeitslos gemeldet 

gewesen. Im Vergleich zum Vorjahr ist dies ein Rückgang um 256 Personen. Dies entspricht einem Rückgang von 12,1 

%. 

Somit lag die SGB II-Arbeitslosenquote im Dezember 2018 (2017) bei 1,1 % (1,3 %); der Anteil des Rechtskreises SGB II 

an der Gesamtarbeitslosigkeit betrug 49,0 % (51,5 %), gemessen am Gesamtbestand der Arbeitslosen. 

In der Altersgruppe U 25 waren im Dezember 2018 (2017) insgesamt 159 (225) Personen arbeitslos gemeldet. Im 

Vergleich zum Vorjahr ist dies ein Rückgang um 66 Personen; dies entspricht einem Minus von 29,3 %. Ursächlich 

hierfür war insbesondere die erfolgreiche Integration der arbeitslosen Jugendlichen bei den anerkannten Flüchtlingen 

in den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt. 

 

Die Arbeitslosenquote der Jugendlichen lag im Dezember 2018 (2017) bei insgesamt 0,8 % (1,1 %). 

Die Anzahl der Personen in den BGs hat sich in 2017 erstmals leicht, in 2018 erneut leicht erhöht. Während eine BG in 

den Jahren 2014-2016 im Durchschnitt 1,8 Personen umfasste, lag dieser Durchschnitt in 2017 bei 1,86 und in 2018 

bei 1,9 Personen. Dies ist insbesondere durch den Familiennachzug bei den Geflüchteten zu erklären. 
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Zugang und Abgang in Arbeitslosigkeit 

 

 
Quelle: Statistik Bundesagentur für Arbeit 

 

Diese Zahlen verdeutlichen die Bewegungen der Zu- und Abgänge im Jobcenter. Im Jahr 2018 gab es insgesamt 5.928 

Zugänge an Arbeitslosen. Dies entspricht im Jahresvergleich einem Rückgang um 350 Meldungen (-5,6 %). Dem 

gegenüber standen 6.239 Abmeldungen an Arbeitslosen. Im Jahresvergleich ist dies eine Abnahme um 473 

Abmeldungen (- 7,1 %). Das Jobcenter des Landkreises Ravensburg agiert damit zahlenmäßig annähernd auf dem 

Niveau von 2015, mithin vor Beginn der großen Flüchtlingswelle. 

 

Eckdaten zur Grundsicherung für Arbeitsuchende 

 
Quelle: Statistik Bundesagentur für Arbeit 

 

Bei den Bedarfsgemeinschaften gab es einen Rückgang um 458 BGs auf insgesamt 4.508 BGs. Im Vergleich zum 

Dezember des Vorjahres (4.966 BGs) stellt dies ein prozentuales Minus von 9,2 dar. Die Anzahl der erwerbsfähigen 

Leistungsberechtigten ist im Jahresvergleich von 6.437 auf 5.898 Personen und damit um 539 Personen bzw. 8,4 % 

gesunken. Die Zahl der nicht erwerbsfähigen Leistungsberechtigten hat sich im Vergleich zum Vorjahr ebenfalls  
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verändert; sie ist um 137 Personen auf insgesamt 2.406 Personen zurückgegangen; dies entspricht einem Minus von 

5,4 %. 

 

ü Geschäftsentwicklung 

Die nachfolgende Übersicht zeigt die Geschäftsentwicklung des Jobcenter Landkreis Ravensburg in den Jahren 2014 

bis 2018: 

Merkmale 2014 2015 2016 2017 2018 

Integrationen in Erwerbstätigkeit*) 1.561 1.665 1.447 1.563 1.700 

Integrationen im Rahmen des ESF-Bundespro-gramms 

ŦǸǊ [ŀƴƎȊŜƛǘŀǊōŜƛǘǎƭƻǎŜ α[½!ά 

(Projektstart: 24.05.2015) 

0 3 25 10 0**  

Widersprüche 602 504 521 475 389 

Klagen 92 91 76 77 43 

Unterhalt (lfd. Fälle) 2.607 2.673 2.343 2.065 2.370 

Ordnungswidrigkeiten 146 75 58 59 58 

Außendienst Sozialermittlungen (Aufträge) 305 333 343 54 147 

Ärztlicher Dienst (Aufträge) 337 290 81 49 185 

Psychologischer Dienst (Aufträge) 23 37 5 2 6 

*) Quelle: https://extranet.sgb2.info/kennzahlen-zu-steuerungszwecken; Daten mit verkürzter Wartezeit für Dez 2018 

**) Erläuterungen Seite 21 

 

Im Jahr 2018 konnten insgesamt 1.700 Kunden integriert werden. Dies stellt eine Steigerung um 137 Integrationen, 

mithin 8,8 %, im Vergleich zum Vorjahr dar. Ursächlich für die Steigerung der Anzahl der Integrationen in 

Erwerbstätigkeit war primär der Personenkreis der anerkannten Flüchtlinge, der sukzessive erfolgreich in den 1. 

Arbeitsmarkt vermittelt werden konnte. 

 

Der Arbeitgeber-Service des Jobcenters des Landkreises Ravensburg ist seit der Einführung des Online-Stellenportals 

αWƻōōǀǊǎŜά ƛƳ WŀƴǳŀǊ нлмт ƴƛŎƘǘ ƳŜƘǊ ƻǊƛƎƛƴŅǊ ŦǸǊ ŘƛŜ !ƪǉǳƛǎŜ ŘŜǊ !ǊōŜƛǘǎ- und Ausbildungsstellen zuständig. Es 

werden im Rahmen der direkten Arbeitgeberkontakte nur noch einzelne zusätzliche Stellenangebote akquiriert. Im 

Fokus des Arbeitgeber-{ŜǊǾƛŎŜ ǎǘŜƘŜƴ ŘƛŜ !ǳŦƎŀōŜƴ α!ǊōŜƛǘǎƳŀǊƪǘōŜǊŀǘǳƴƎ ǳƴŘ .ŜǘǊƛŜōǎōŜǎǳŎƘŜά ǎƻǿƛŜ 

αōŜǿŜǊōŜǊƻǊƛŜƴǘƛŜǊǘŜ ǳƴŘ ǎǘŜƭƭŜƴƻǊƛŜƴǘƛŜǊǘŜ ±ŜǊƳƛǘǘƭǳƴƎ ŘǳǊŎƘ WƻōōǀǊǎŜƴ ōŜƛ ¦ƴǘŜǊƴŜƘƳŜƴ ƻŘŜǊ ƛƳ WƻōŎŜƴǘŜǊάΦ 

Die Anzahl der Widersprüche im Jobcenter ist im Jahr 2018 um 86 Fälle im Jahresvergleich zurückgegangen (-18,1 %); 

die Zahl der Klagen im Rechtskreis SGB II liegt mit 43 Fällen im Jahr 2018 deutlich (-44,2 %) unter den Werten des 

Jahres 2017. 

 

5ƛŜ {ǘŜƭƭŜ α!ǳǖŜƴŘƛŜƴǎǘ {ƻȊƛŀƭŜǊƳƛǘǘƭǳƴƎŜƴά όсл ҈ ±½&ύ ƛǎǘ ŀǳŦƎǊǳƴŘ ŘŜǊ [ŀƴƎȊŜƛǘŜǊƪǊŀƴƪǳƴƎ ŜƛƴŜǊ aƛǘŀǊōŜƛǘŜǊƛƴ ƴǳǊ 

zwei Monate im Jahr 2017 besetzt gewesen. Eine Nachfolgerin konnte im Jobcenter zum 01.03.2018 eingestellt 

werden. 
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5ƛŜ {ǘŜƭƭŜ α&ǊȊǘƭƛŎƘŜǊ 5ƛŜƴǎǘά ƪƻƴƴǘŜ ǘǊƻǘȊ ƳŜƘǊŦŀŎƘŜǊ ŜȄǘŜǊƴŜǊ {ǘŜƭƭŜƴŀǳǎǎŎƘǊŜƛōǳƴƎŜƴ ƛƳ ½ŜƛǘǊŀǳƳ ǾƻƳ лмΦлтΦнлмс 

bis 31.08.2017 nicht besetzt werden. Dieser Aufgabenbereich wurde zum 01.09.2017 im Rahmen des Outsourcings 

dem Arbeitsmedizinischen Zentrum Allgäu in 88161 Lindenberg im Allgäu übertragen. 

 
ü Finanzielle Entwicklungen 

Im Rahmen der Aufgabenwahrnehmung der Grundsicherung für Arbeitsuchende haben sich die finanziellen 

Aufwendungen wie folgt entwickelt: 

Merkmale 2014 2015 2016 2017 2018 

Passive Leistungen нрΦопуΦффо ϵ нсΦомфΦпмп ϵ олΦрлмΦсрл ϵ орΦмплΦмсм ϵ ооΦпссΦуфп ϵ 

Leistungen für Unterkunft 

und Heizung 
муΦснуΦптф ϵ мфΦлстΦлфс ϵ нмΦнмпΦноп ϵ ноΦфлтΦутт ϵ ноΦртнΦнсф ϵ 

Verwaltungsbudget (Bund) рΦпттΦлтп ϵ рΦрффΦоло ϵ сΦттоΦосп ϵ тΦфсрΦнсс ϵ уΦрооΦмрф ϵ 

Verwaltungsbudget 

(Landkreis) 
фумΦтпл ϵ мΦллоΦспу ϵ мΦнмпΦлфп ϵ мΦпнтΦтос ϵ мΦрнфΦрнф ϵ 

Eingliederungsbudget оΦнрмΦсфс ϵ оΦнунΦром ϵ оΦотмΦсмп ϵ оΦтнсΦлуф ϵ пΦоуфΦтом ϵ 

Bundesprogramm 

αtŜǊǎǇŜƪǘƛǾŜ рлǇƭǳǎά 
оотΦфсф ϵ мснΦмнф ϵ  - ϵ  - ϵ  - ϵ 

Bundesprogramm 

α[ŀƴƎȊŜƛǘŀǊōŜƛǘǎƭƻǎŜϦ 
 - ϵ оΦстф ϵ мснΦнтт ϵ нсуΦнлс ϵ мптΦлсу ϵ 

Summe: рпΦлнрΦфрм ϵ ррΦпотΦулл ϵ соΦнотΦноо ϵ тнΦпорΦоор ϵ тмΦсоуΦсрл ϵ 

 

Auch auf der Ausgabenseite spiegelt sich der Rückgang des Zustroms von Geflüchteten wider. Insgesamt beliefen sich 

im Jahr 2018 die Ausgaben für passive Leistungen, d. h. Arbeitslosengeld II, Sozialgeld und 

{ƻȊƛŀƭǾŜǊǎƛŎƘŜǊǳƴƎǎōŜƛǘǊŅƎŜΣ ŀǳŦ ŎŀΦ ооΣпс aƛƻΦ ϵΦ 5ƛŜ !ǳǎƎŀōŜƴ ǊŜŘǳȊƛŜǊǘŜƴ ǎƛŎƘ ƴŀŎƘ ŘŜƳ ƪƻƴǘƛƴǳƛŜǊƭƛŎƘŜƴ !ƴǎǘƛŜƎ 

im Zeitraum 2015 ς 2017 im Jahr 201у ŜǊǎǘƳŀƭƛƎ ǳƳ ŎŀΦ мΣст aƛƻΦ ϵ ƎŜƎŜƴǸōŜǊ ŘŜƳ ±ƻǊƧŀƘǊΦ !ǳŎƘ ŘƛŜ YƻǎǘŜƴ ŦǸǊ 

Unterkunft und Heizung gemäß § 22 SGB II waren im Landkreis Ravensburg im Jahr 2018 gegenüber dem Vorjahr 

erstmals leicht rückläufig. 

 

Im Jahr 2018 standen dem Jobcenter Landkreis RaǾŜƴǎōǳǊƎ ƛƴǎƎŜǎŀƳǘ ŎŀΦ млΣм aƛƻΦ ϵ ȊǳǊ CƛƴŀƴȊƛŜǊǳƴƎ ŘŜǊ 

±ŜǊǿŀƭǘǳƴƎǎŀǳǎƎŀōŜƴ ȊǳǊ ±ŜǊŦǸƎǳƴƎΦ 5ŀǎ ±ŜǊǿŀƭǘǳƴƎǎƪƻǎǘŜƴōǳŘƎŜǘ ŜǊƘǀƘǘŜ ǎƛŎƘ ŘŀƳƛǘ ǳƳ ŎŀΦ лΣст aƛƻΦ ϵΦ Im 

Bereich der aktiven Arbeitsmarktförderung (Eingliederungsbudget) konnten im Jahr 2018 insgesamt Mittel in Höhe 

Ǿƻƴ ŎŀΦ пΣоф aƛƻΦ ϵ ǾŜǊŀǳǎƎŀōǘ ǿŜǊŘŜƴΦ  
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Finanzdaten zur Grundsicherung für Arbeitsuchende 

 
 

ü Verwendung des Eingliederungsbudgets 

Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen verfolgen das Ziel, Arbeitslose nachhaltig in den Arbeits- bzw. Ausbildungsmarkt 

zu integrieren. Charakteristisch für Arbeitslose im Rechtskreis SGB II ist eine häufig lange Arbeitsmarktabstinenz.  

Daher hat der Einsatz arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen, die eine Stabilisierung der persönlichen 

Lebensverhältnisse und eine Heranführung an den allgemeinen Arbeitsmarkt beinhalten, kontinuierlich zugenommen. 

Das Jobcenter des Landkreises Ravensburg hat das Eingliederungsbudget im Jahr 2018 entsprechend der Bedarfe und 

Profillagen der SGB II-Leistungsberechtigten verwendet. 

 

Um die SGB II Kunden in den ersten Arbeitsmarkt zu integrieren, wurde in 2018 ein besonderer Fokus auf 

Qualifizierungen gelegt. Zugleich wurden, um die Nachhaltigkeit und Dauerhaftigkeit der erzielten Integrationen zu 

gewährleisten, beschäftigungsbegleitende Maßnahmen initiiert, mithin Einzelcoachings zur Stabilisierung der neu 

geschaffenen Beschäftigungsverhältnisse.  

 

Die hohen Investitionen in Leistungen für anerkannte Flüchtlinge haben sich ausbezahlt, was die große Anzahl der 

Integrationen dieser Zielgruppe deutlich macht. In den Jahren 2016 und 2017 erhöhte sich der Anteil der Leistungen 

ŦǸǊ aŜƴǎŎƘŜƴ Ƴƛǘ .ŜƘƛƴŘŜǊǳƴƎŜƴ ƎŜƎŜƴǸōŜǊ нлмр ŀǳŦƎǊǳƴŘ ŘŜǎ tǊƻƧŜƪǘǎ α/h{ah{ά ǎŜƘǊ ǎǘŀǊƪΦ 5ǳǊŎƘ Řŀǎ ǾƻƳ .a!{ 

geförderte Sonderprojekt zur intensivierten Eingliederung und Beratung von schwerbehinderten Menschen 

α/h{ah{ά Ґ tŜǊǎƻƴŜƴȊŜƴǘǊƛŜǊǘŜǎ /ƻŀŎƘƛƴƎ ǎŎƘǿŜǊōŜƘƛƴŘŜǊǘŜǊ aŜƴǎŎƘŜƴ ƛƴ .ƻŘŜƴǎŜŜ-hōŜǊǎŎƘǿŀōŜƴά ƪƻƴƴǘŜƴ ǾƛŜƭŜ 

Personen im Landkreis integriert werden. Das Projekt endete 2017. Die Ausgaben pendelten sich im Jahr 2018 in etwa 

wieder auf das Niveau von 2015 ein. 
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